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Gelbdbnis

Fur jeden Arzt gilt folgendes Gel6bnis:

»Als Mitglied der arztlichen Profession gelobe ich feierlich, mein Leben in den
Dienst der Menschlichkeit zu stellen.

Die Gesundheit und das Wohlergehen meiner Patientin oder meines Patien-
ten werden mein oberstes Anliegen sein.

Ich werde die Autonomie und die Wirde meiner Patientin oder meines Patien-
ten respektieren.

Ich werde den hochsten Respekt vor menschlichem Leben wahren.

Ich werde nicht zulassen, dass Erwagungen von Alter, Krankheit oder Behin-
derung, Glaube, ethnischer Herkunft, Geschlecht,

Staatsangehorigkeit, politischer Zugehdrigkeit, Rasse, sexueller Orientierung,
sozialer Stellung oder jeglicher anderer Faktoren zwischen meine Pflichten
und meine Patientin oder meinen Patienten treten.

Ich werde die mir anvertrauten Geheimnisse auch uber den Tod der Patientin
oder des Patienten hinaus wahren.

Ich werde meinen Beruf nach bestem Wissen und Gewissen, mit Wirde und
im Einklang mit guter medizinischer Praxis ausuben.

Ich werde die Ehre und die edlen Traditionen des arztlichen Berufes fordern.

Ich werde meinen Lehrerinnen und Lehrern, meinen Kolleginnen und Kollegen
und meinen Schilerinnen und Schilern die ihnen gebuhrende Achtung und
Dankbarkeit erweisen.

Ich werde mein medizinisches Wissen zum Wohle der Patientin oder des Pati-
enten und zur Verbesserung der Gesundheitsversorgung teilen.

Ich werde auf meine eigene Gesundheit, mein Wohlergehen und meine Fahig-
keiten achten, um eine Behandlung auf hdchstem Niveau leisten zu kdnnen.

Ich werde, selbst unter Bedrohung, mein medizinisches Wissen nicht zur Ver-
letzung von Menschenrechten und birgerlichen Freiheiten anwenden.

Ich gelobe dies feierlich, aus freien Stlicken und bei meiner Ehre.”
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A. Praambel

Die auf der Grundlage der Kammer- und Heilberufsgesetze beschlossene Berufsordnung
stellt die Uberzeugung der Arzteschaft zum Verhalten von Arzten gegeniiber den Patien-
ten, den Kollegen, den anderen Partnern im Gesundheitswesen sowie zum Verhalten in
der Offentlichkeit dar. Dafiir geben sich die in Sachsen-Anhalt tatigen Arztinnen und Arzte
die nachstehende Berufsordnung, in deren Text die Berufsbezeichnung "Arzt” ("Arzte”)
einheitlich und neutral fir Arztinnen und Arzte verwendet wird.

Mit der Festlegung von Berufspflichten der Arzte dient die Berufsordnung zugleich dem
Ziel,

- das Vertrauen zwischen Arzt und Patient zu erhalten und zu férdern;

- die Qualitat der arztlichen Tatigkeit im Interesse der Gesundheit der Bevolkerung
sicherzustellen;

- die Freiheit und das Ansehen des Arztberufes zu wahren,;

- berufswirdiges Verhalten zu férdern und berufsunwirdiges Verhalten zu verhindern.

B. Regeln zur Berufsausibung

l. Grundsétze

8 1 Aufgaben des Arztes

(1) Der Arzt dient der Gesundheit des einzelnen Menschen und der Bevdlkerung. Der
arztliche Beruf ist kein Gewerbe. Er ist seiner Natur nach ein freier Beruf.

(2) Aufgabe des Arztes ist es, das Leben zu erhalten, die Gesundheit zu schiitzen und
wiederherzustellen, Leiden zu lindern, Sterbenden Beistand zu leisten und an der Er-
haltung der nattrlichen Lebensgrundlagen im Hinblick auf ihre Bedeutung fir die Ge-
sundheit der Menschen mitzuwirken.

§ 2 Allgemeine arztliche Berufspflichten

(1) Der Arzt Ubt seinen Beruf nach seinem Gewissen, den Geboten der arztlichen Ethik
und der Menschlichkeit aus. Er darf keine Grundsatze anerkennen und keine Vor-
schriften oder Anweisungen beachten, die mit seiner Aufgabe nicht vereinbar sind
oder deren Befolgung er nicht verantworten kann.

(2) Die Arzte haben ihren Beruf gewissenhaft auszuiiben und dem ihnen bei ihrer Berufs-
ausltbung entgegengebrachten Vertrauen zu entsprechen. Sie haben dabei ihr arztli-
ches Handeln am Wohl der Patientinnen und Patienten auszurichten. Insbesondere
durfen sie nicht Interessen Dritter Uber das Wohl der Patientinnen und Patienten stel-
len.
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(3) Eine gewissenhafte Austibung des Berufes erfordert insbesondere die notwendige
fachliche Qualifikation und die Beachtung des anerkannten Standards der medizini-
schen Erkenntnisse.

(4) Der Arzt darf hinsichtlich seiner arztlichen Entscheidungen keine Weisungen von
Nichtarzten entgegennehmen.

(5) Der Arzt ist verpflichtet, die fur die Berufsaustibung geltenden Vorschriften zu beach-
ten.

(6) Unbeschadet der in den nachfolgenden Vorschriften geregelten besonderen Aus-
kunfts- und Anzeigepflichten hat der Arzt auf Anfragen der Arztekammer, welche
diese zur Erfillung ihrer gesetzlichen Aufgaben bei der Berufsaufsicht an den Arzt
richtet, in angemessener Frist zu antworten.

(7) Werden Arzte, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union niederge-
lassen sind oder dort ihre berufliche Tatigkeit entfalten, voriibergehend und gelegent-
lich im Geltungsbereich dieser Berufsordnung grenziberschreitend arztlich tatig,
ohne eine Niederlassung zu begriinden, so haben sie die Vorschriften dieser Berufs-
ordnung zu beachten.

8§ 3 Unvereinbarkeiten

(1) Dem Arzt ist neben der Ausiibung seines Berufs die Austibung einer anderen Téatigkeit
untersagt, welche mit den ethischen Grundsétzen des arztlichen Berufs nicht verein-
bar ist. Dem Arzt ist auch verboten, seinen Namen in Verbindung mit einer arztlichen
Berufsbezeichnung in unlauterer Weise fr gewerbliche Zwecke herzugeben. Ebenso
wenig darf er zulassen, dass von seinem Namen oder vom beruflichen Ansehen des
Arztes in solcher Weise Gebrauch gemacht wird.

(2) Dem Arzt ist untersagt, im Zusammenhang mit der Austibung seiner arztlichen Tétig-
keit Waren und andere Gegenstande abzugeben oder unter seiner Mitwirkung abge-
ben zu lassen sowie gewerbliche Dienstleistungen zu erbringen oder erbringen zu
lassen, soweit nicht die Abgabe des Produkts oder die Dienstleistung wegen ihrer
Besonderheiten notwendiger Bestandteil der arztlichen Therapie sind.

8§ 4 Fortbildung

(1) Der Arzt, der seinen Beruf ausubt, ist verpflichtet, sich in dem Umfange beruflich fort-
zubilden, wie es zur Erhaltung und Entwicklung der zu seiner Berufsausiibung erfor-
derlichen Fachkenntnisse notwendig ist.

(2) Auf Verlangen muss der Arzt seine Fortbildung nach Absatz 1 gegentber der Arzte-
kammer durch ein Fortbildungszertifikat einer Arztekammer nachweisen.
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(3) Die Voraussetzungen fir die Erteilung des Fortbildungszertifikates im Einzelnen re-
gelt die Fortbildungsordnung der Arztekammer Sachsen-Anhalt, die Bestandteil die-
ser Berufsordnung ist (Kapitel C Anhang 1).

8 5 Qualitatssicherung

Der Arzt ist verpflichtet, an den von der Arztekammer eingefiihrten MaRnahmen zur Si-
cherung der Qualitat der arztlichen Tatigkeit teilzunehmen und der Arztekammer die
hierzu erforderlichen Ausktinfte zu erteilen.

8 6 Mitteilung von unerwinschten Arzneimittelwirkungen

Arzte sind verpflichtet, die ihnen aus ihrer arztlichen Behandlungstatigkeit bekannt wer-
denden unerwiinschten Wirkungen von Arzneimitteln der Arzneimittelkommission der
deutschen Arzteschaft und bei Medizinprodukten auftretende Vorkommnisse der zustan-
digen Behorde mitzuteilen.

Il. Pflichten gegenilber Patienten

8 7 Behandlungsgrundsatze und Verhaltensregeln

(1) Jede medizinische Behandlung hat unter Wahrung der Menschenwtrde und unter
Achtung der Personlichkeit, des Willens und der Rechte des Patienten, insbesondere
des Selbstbestimmungsrechts, zu erfolgen. Das Recht der Patientinnen und Patien-
ten, empfohlene Untersuchungs- und Behandlungsmaflnahmen abzulehnen, ist zu
respektieren.

(2) Der Arzt achtet das Recht seiner Patienten, den Arzt frei zu wahlen oder zu wechseln.
Andererseits ist - von Notfallen oder besonderen rechtlichen Verpflichtungen abgese-
hen - auch der Arzt frei, eine Behandlung abzulehnen. Den begrindeten Wunsch des
Patienten, einen weiteren Arzt zuzuziehen oder einem anderen Arzt Uberwiesen zu
werden, soll der behandelnde Arzt in der Regel nicht ablehnen.

(3) Arzte haben im Interesse der Patientinnen und Patienten mit anderen Arzten und An-
gehdorigen anderer Fachberufe im Gesundheitswesen zusammenzuarbeiten. Soweit
dies fur die Diagnostik und Therapie erforderlich ist, haben sie rechtzeitig andere
Arzte hinzuzuziehen oder ihnen die Patientin oder den Patienten zur Fortsetzung der
Behandlung zu Gberweisen.

(4) Arztinnen und Arzte beraten und behandeln Patientinnen und Patienten im personli-
chen Kontakt. Sie kénnen dabei Kommunikationsmedien unterstiitzend einsetzen.
Eine Beratung oder Behandlung ausschlie3lich tiber Kommunikationsmedien ist er-
laubt, wenn dies arztlich vertretbar ist und die erforderliche arztliche Sorgfalt gewahrt
wird und die Patientin oder der Patient Giber die Besonderheiten der ausschliel3lichen
Beratung und Behandlung Giber Kommunikationsmedien aufgeklart wird.
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(5) Angehdrige von Patientinnen und Patienten und andere Personen dirfen bei der Un-

tersuchung und Behandlung anwesend sein, wenn der verantwortliche Arzt und die
Patientin oder der Patient zustimmen.

(6) Arzte haben Patientinnen und Patienten gebiihrende Aufmerksamkeit entgegenzu-

bringen und mit Patientenkritik und Meinungsverschiedenheiten sachlich und korrekt
umzugehen.

(7) Bei der Uberweisung von Patientinnen und Patienten an Kolleginnen und Kollegen

oder arztlich geleitete Einrichtungen, haben Arzte rechtzeitig die erhobenen Befunde
zu Ubermitteln und Uber die bisherige Behandlung zu informieren, soweit das Einver-
standnis der Patientinnen oder Patienten vorliegt oder anzunehmen ist. Dies gilt ins-
besondere bei der Krankenhauseinweisung und -entlassung. Originalunterlagen sind
zurtckzugeben.

(8) Arzte dirfen einer missbrauchlichen Verwendung ihrer Verschreibung keinen Vor-

schub leisten.

§ 8 Aufklarungspflicht

Zur Behandlung bedarf der Arzt der Einwilligung des Patienten. Der Einwilligung hat
grundsatzlich die erforderliche Aufklarung im personlichen Gesprach vorauszugehen.

8 9 Schweigepflicht
(1) Der Arzt hat Gber das, was ihm in seiner Eigenschatft als Arzt anvertraut oder bekannt

(2)

geworden ist - auch Uber den Tod des Patienten hinaus - zu schweigen. Dazu gehéren
auch schriftliche Mitteilungen des Patienten, Aufzeichnungen tber Patienten, Ront-
genaufnahmen und sonstige Untersuchungsbefunde.

Der Arzt ist zur Offenbarung befugt, soweit er von der Schweigepflicht entbunden
worden ist oder soweit die Offenbarung zum Schutze eines héherwertigen Rechtsgu-
tes erforderlich ist. Gesetzliche Aussage- und Anzeigepflichten bleiben unberihrt. So-
weit gesetzliche Vorschriften die Schweigepflicht des Arztes einschranken, soll der
Arzt den Patienten dariber unterrichten.
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(3) Der Arzt darf seinen Mitarbeitern sowie Personen, die zur Vorbereitung auf den Beruf
an der arztlichen Tatigkeit teiinehmen, Informationen tUber Patienten zugénglich ma-
chen. Uber die gesetzliche Pflicht zur Verschwiegenheit hat er diese zu belehren und
dies schriftlich festzuhalten.

(4) Gegenilber den Mitarbeitern von Dienstleistungsunternehmen sowie sonstigen Per-
sonen, die an der beruflichen Tatigkeit mitwirken, ist der Arzt zur Offenbarung befugt,
soweit dies fir die Inanspruchnahme der Tatigkeit der mitwirkenden Personen erfor-
derlich ist. Der Arzt hat daftir zu sorgen, dass die mitwirkenden Personen schriftlich
zur Geheimhaltung verpflichtet werden. Diese Verpflichtung zur Geheimhaltung hat
der Arzt vorzunehmen oder auf das von ihm beauftragte Unternehmen zu Ubertragen.

(5) Wenn mehrere Arzte gleichzeitig oder nacheinander denselben Patienten untersu-
chen oder behandeln, so sind sie untereinander von der Schweigepflicht insoweit be-
freit, als das Einverstandnis des Patienten vorliegt oder anzunehmen ist.

§ 10 Dokumentationspflicht

(1) Der Arzt hat Giber die in Ausiibung seines Berufes gemachten Feststellungen und ge-
troffenen MalRnahmen die erforderlichen Aufzeichnungen zu machen. Diese sind
nicht nur Gedéachtnisstitzen fur den Arzt, sie dienen auch dem Interesse des Patien-
ten an einer ordnungsgemalien Dokumentation.

(2) Der Arzt hat dem Patienten auf dessen Verlangen grundsatzlich in die ihn betreffende
Dokumentation Einsicht zu gewéahren, soweit der Einsichtnahme nicht erhebliche the-
rapeutische Grunde oder erhebliche Rechte des Arztes oder Dritter entgegenstehen.
Auf Verlangen sind dem Patienten Kopien der Unterlagen gegen Erstattung der Kos-
ten herauszugeben.

(3) Arztliche Aufzeichnungen sind fiir die Dauer von zehn Jahren nach Abschluss der
Behandlung aufzubewahren, soweit nicht nach gesetzlichen Vorschriften eine langere
Aufbewahrungspflicht besteht.

(4) Nach Aufgabe der Praxis hat der Arzt seine arztlichen Aufzeichnungen und Untersu-
chungsbefunde gemalR Absatz 3 aufzubewahren oder dafiir Sorge zu tragen, dass sie
in gehorige Obhut gegeben werden. Der Arzt, dem bei einer Praxisaufgabe oder Pra-
xisubergabe arztliche Aufzeichnungen uber Patienten in Obhut gegeben werden,
muss diese Aufzeichnungen unter Verschluss halten und darf sie nur mit Einwilligung
des Patienten einsehen oder weitergeben.

(5) Aufzeichnungen auf elektronischen Datentrdgern oder anderen Speichermedien be-
durfen besonderer Sicherungs- und SchutzmalRnahmen, um deren Verdnderung, Ver-
nichtung oder unrechtmafige Verwendung zu verhindern. Der Arzt hat hierbei die
Empfehlungen der Arztekammer zu beachten.
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(6) Der Arzt darf Angaben zur Approbation oder Erlaubnis zur voribergehenden Aus-
tbung des arztlichen Berufes sowie zu Bezeichnungen nach der Weiterbildungsord-
nung nur durch eine von der Arztekammer betriebene oder mit der Arztekammer
durch einen Kooperationsvertrag verbundene Zertifizierungsstelle in Signaturschlis-
sel-Zertifikate oder Attribut-Zertifikate aufnehmen lassen.
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§ 11 Arztliche Untersuchungs- und Behandlungsmethoden

(1) Mit Ubernahme der Behandlung verpflichtet sich der Arzt dem Patienten gegeniiber
zur gewissenhaften Versorgung mit geeigneten Untersuchungs- und Behandlungs-
methoden.

(2) Der arztliche Berufsauftrag verbietet es, diagnostische oder therapeutische Methoden
unter missbrauchlicher Ausnutzung des Vertrauens, der Unwissenheit, der Leicht-
glaubigkeit oder der Hilflosigkeit von Patienten anzuwenden. Unzuldssig ist es auch,
Heilerfolge, insbesondere bei nicht heilbaren Krankheiten, als gewiss zuzusichern.

§ 12 Honorar und Vergutungsabsprachen

(1) Die Honorarforderung muss angemessen sein. Fur die Bemessung ist die Amtliche
Gebiihrenordnung fiir Arzte (GOA) die Grundlage, soweit nicht andere gesetzliche
Vergitungsregelungen gelten. Der Arzt darf die Satze nach der GOA nicht in unlau-
terer Weise unterschreiten. Bei Abschluss einer Honorarvereinbarung hat der Arzt auf
die Einkommens- und Vermdgensverhaltnisse des Zahlungspflichtigen Riicksicht zu
nehmen.

(2) Die Ubermittlung von Daten an Dritte zum Zwecke der privatarztlichen Abrechnung
ist nur zulassig, wenn der Patient in die Ubermittlung der fir die Abrechnung erforder-
lichen Daten nachweisbar eingewilligt hat.

(3) Der Arzt kann Verwandten, Kollegen, deren Angehérigen und mittellosen Patienten
das Honorar ganz oder teilweise erlassen.

(4) Auf Antrag eines Beteiligten gibt die Arztekammer eine gutachterliche AuRerung tiber
die Angemessenheit der Honorarforderung ab.

(5) Vor dem Erbringen von Leistungen, deren Kosten erkennbar nicht von einer Kranken-
versicherung oder von einem anderen Kostentrager erstattet werden, miissen Arzte
die Patientinnen und Patienten schriftlich Giber die Hohe des nach der GOA zu be-
rechnenden voraussichtlichen Honorars sowie dariber informieren, dass ein An-
spruch auf Ubernahme der Kosten durch eine Krankenversicherung oder einen ande-
ren Kostentrager nicht gegeben oder nicht sicher ist.

lll. Besondere medizinische Verfahren und Forschung

8 13 Besondere medizinische Verfahren

(1) Bei speziellen medizinischen MalRnahmen oder Verfahren, die ethische Probleme
aufwerfen und zu denen die Arztekammer Empfehlungen zur Indikationsstellung und
zur Ausfuhrung festgelegt hat, hat der Arzt die Empfehlungen zu beachten (Kapitel C
Anhang 2).
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(2) Soweit es die Arztekammer verlangt, hat der Arzt die Anwendung solcher MaRRnah-
men oder Verfahren der Arztekammer anzuzeigen.

(3) Vor Aufnahme entsprechender Tatigkeiten hat der Arzt auf Verlangen der Arztekam-
mer den Nachweis zu fuhren, dass die persotnlichen und sachlichen Voraussetzungen
entsprechend den Empfehlungen erflillt werden.

8 14 Erhaltung des ungeborenen Lebens und Schwangerschaftsabbruch

(1) Der Arzt ist grundsatzlich verpflichtet, das ungeborene Leben zu erhalten. Der
Schwangerschaftsabbruch unterliegt den gesetzlichen Bestimmungen. Der Arzt kann
nicht gezwungen werden, einen Schwangerschaftsabbruch vorzunehmen oder ihn zu
unterlassen.

(2) Der Arzt, der einen Schwangerschaftsabbruch durchfuhrt oder eine Fehlgeburt be-
treut, hat dafliir Sorge zu tragen, dass die tote Leibesfrucht keiner missbrauchlichen
Verwendung zugefuhrt wird.

§ 15 Forschung

(1) Arzte, die sich an einem Forschungsvorhaben beteiligen, bei dem in die psychische
und kérperliche Integritat eines Menschen eingegriffen oder Kérpermaterialien oder
Daten verwendet werden, die sich einem bestimmten Menschen zuordnen lassen,
mussen sicherstellen, dass vor der Durchfiihrung des Forschungsvorhabens eine Be-
ratung erfolgt, die auf die mit ihm verbundenen berufsethischen und berufsrechtlichen
Fragen zielt und die von einer bei der zustandigen Arztekammer gebildeten Ethik-
Kommission oder von einer anderen, nach Landesrecht gebildeten unabhangigen und
interdisziplinar besetzten Ethik-Kommission durchgefuhrt wird. Dasselbe gilt vor der
Durchfiihrung gesetzlich zugelassener Forschung mit vitalen menschlichen Gameten
und lebendem embryonalen Gewebe.

(2) In Publikationen von Forschungsergebnissen sind die Beziehungen des Arztes zum
Auftraggeber und dessen Interessen offen zu legen.

(3) Der Arzt beachtet bei der Forschung am Menschen die in der Deklaration von Helsinki
des Weltarztebundes in der Fassung der 64. Generalversammlung 2013 in Fortaleza
niedergelegten ethischen Grundsatze fur die medizinische Forschung am Menschen.

8§ 16 Beistand fur Sterbende

Arzte haben Sterbenden unter Wahrung ihrer Wiirde und Achtung ihres Willens beizu-
stehen.
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IV. Berufliches Verhalten 1. Berufsaustibung

8 17 Niederlassung und Ausibung der Praxis

(1) Auslibung ambulanter arztlicher Tatigkeit auf3erhalb von Krankenhausern einschliel3-
lich konzessionierter Privatkliniken ist an die Niederlassung in einer Praxis gebunden,
soweit nicht gesetzliche Vorschriften etwas anderes zulassen.

(2) Dem Arzt ist es gestattet, Uber den Praxissitz hinaus an zwei weiteren Orten arztlich
tatig zu sein. Der Arzt hat Vorkehrungen fir eine ordnungsgemalfe Versorgung seiner
Patienten an jedem Ort seiner Tatigkeit zu treffen.

(3) Die Ausuibung ambulant arztlicher Tatigkeit im Umherziehen ist berufsrechtswidrig.
Zum Zwecke der aufsuchenden medizinischen Gesundheitsversorgung kann die Arz-
tekammer auf Antrag des Arztes Ausnahmen gestatten, wenn sichergestellt ist, dass
die beruflichen Belange nicht beeintrachtigt werden und die Berufsordnung beachtet
wird.

(4) Der Praxissitz ist durch ein Praxisschild kenntlich zu machen.
Der Arzt hat auf seinem Praxisschild

- den Namen,

- die (Fach-) Arztbezeichnung,

- die Sprechzeiten sowie

- ggf. die Zugehorigkeit zu einer Berufsaustibungsgemeinschaft gemal3 § 18 a anzu-
geben.

(5) Arzte, welche nicht unmittelbar patientenbezogen tatig werden, kénnen von der An-
kuindigung ihrer Praxissitzes durch ein Praxisschild absehen, wenn sie dies der Arz-
tekammer anzeigen.

(6) Ort und Zeitpunkt der Aufnahme der Tatigkeiten am Praxissitz sowie die Aufnahme
weiterer Tatigkeiten und jede Veranderung hat der Arzt der Arztekammer unverziig-
lich mitzuteilen.

§ 18 Berufliche Kooperationen

(1) Arztinnen und Arzte durfen sich zu Berufsausiibungsgemeinschaften, Organisations-
gemeinschaften, Kooperationsgemeinschaften und Praxisverbinden zusammen-
schlieBen. Der Zusammenschluss zur gemeinsamen Austibung des Arztberufes kann
zum Erbringen einzelner Leistungen erfolgen, sofern er nicht einer Umgehung des §
31 dient. Eine Umgehung liegt insbesondere vor, wenn der Gewinn ohne Grund in
einer Weise verteilt wird, die nicht dem Anteil der von ihnen personlich erbrachten
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Leistungen entspricht. Die Anordnung einer Leistung, insbesondere aus den Berei-
chen Labormedizin, der Pathologie und der bildgebenden Verfahren, stellt keinen
Leistungsanteil im Sinne des Satzes 3 dar. Vertrage uber die Griindung von Teil-Be-
rufsaustibungsgemeinschaften sind der Arztekammer vorzulegen.

(2) Arzte durfen ihren Beruf einzeln oder gemeinsam in allen fiir den Arztberuf zulassigen
Gesellschaftsformen austben, wenn ihre eigenverantwortliche, medizinisch unab-
hangige sowie nicht gewerbliche Berufsausiibung gewahrleistet ist. Bei beruflicher
Zusammenarbeit, gleich in welcher Form, hat jeder Arzt zu gewahrleisten, dass die
arztlichen Berufspflichten eingehalten werden.

(3) Eine Berufsausiibungsgemeinschaft ist ein Zusammenschluss von Arzten untereinan-
der, mit Arztegesellschaften oder mit arztlich geleiteten Medizinischen Versorgungs-
zentren, die den Vorgaben des § 23 a Abs. 1 Buchstabe a, b und d entsprechen, oder
dieser untereinander zur gemeinsamen Berufsausibung. Eine gemeinsame Berufs-
ausuibung setzt die auf Dauer angelegte berufliche Zusammenarbeit selbstandiger,
freiberuflich tatiger Gesellschafter voraus. Erforderlich ist, dass sich die Gesellschaf-
ter in einem schriftlichen Gesellschaftsvertrag gegenseitig verpflichten, die Erreichung
eines gemeinsamen Zweckes in der durch den Vertrag bestimmten Weise zu fordern
und insbesondere die vereinbarten Beitrage zu leisten. Erforderlich ist weiterhin re-
gelmafiig eine Teilnahme aller Gesellschafter der Berufsausiibungsgemeinschaft an
deren unternehmerischem Risiko, an unternehmerischen Entscheidungen und an
dem gemeinschatftlich erwirtschafteten Gewinn.

(4) Die Zugehdrigkeit zu mehreren Berufsaustibungsgemeinschaften ist zulassig. Die Be-
rufsausibungsgemeinschaft erfordert einen gemeinsamen Praxissitz. Eine Berufs-
ausuibungsgemeinschaft mit mehreren Praxissitzen ist zulassig, wenn an dem jewei-
ligen Praxissitz verantwortlich mindestens ein Mitglied der Berufsausibungsgemein-
schaft eine ausreichende Patientenversorgung sicherstellt.

(5) Bei allen Formen der arztlichen Kooperation muss die freie Arztwahl gewéhrleistet
bleiben.

(6) Soweit Vorschriften dieser Berufsordnung Regelungen des Partnerschaftsgesell-
schaftsgesetzes (Gesetz Uber Partnerschaften Angehoriger Freier Berufe (PartGG)
vom 25.07.1994 — BGBI. | S. 1744) einschrénken, sind sie vorrangig aufgrund von 8§
1 Abs. 3 PartGG.

(7) Alle Zusammenschliisse nach Absatz 1 sowie deren Anderung und Beendigung sind
der zustandigen Arztekammer anzuzeigen. Sind fir die beteiligten Arzte mehrere Arz-
tekammern zustandig, so ist jeder Arzt verpflichtet, die fir ihn zustandige Kammer auf
alle am Zusammenschluss beteiligten Arzte hinzuweisen.
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8§ 18 a Anklundigung von Berufsaustibungsgemeinschaften und sonstige Koopera-
tionen

(1) Bei Berufsausiibungsgemeinschaften von Arzten sind — unbeschadet des Namens
einer Partnerschaftsgesellschaft oder einer juristischen Person des Privatrechts — die
Namen und Arztbezeichnungen aller in der Gemeinschaft zusammengeschlossenen
Arzte sowie die Rechtsform anzukiindigen. Bei mehreren Praxissitzen ist jeder Pra-
xissitz gesondert anzukindigen. § 19 Abs. 31 gilt entsprechend. Die Fortfiihrung des
Namens eines nicht mehr berufstatigen, eines ausgeschiedenen oder verstorbenen
Partners ist unzulassig.

(2) Bei Kooperationen gemal § 23 b muss sich der Arzt in ein gemeinsames Praxisschild
mit den Kooperationspartnern aufnehmen lassen. Bei Partnerschaften gemanR § 23 ¢
darf der Arzt, wenn die Angabe seiner Berufsbezeichnung vorgesehen ist, nur gestat-
ten, dass die Bezeichnung ,Arzt“ oder eine andere fiihrbare Bezeichnung angegeben
wird.

(3) Zusammenschlisse zu Organisationsgemeinschaften durfen angekindigt werden.
Die Zugehorigkeit zu einem Praxisverbund gemal} § 23 d kann durch Hinzufligen des
Namens des Verbundes angektindigt werden.

§ 19 Beschaftigung angestellter Praxiséarzte

(1) Arztinnen und Arzte miissen die Praxis personlich ausiiben. Die Beschaftigung arztli-
cher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Praxis setzt die Leitung der Praxis durch
die niedergelassene Arztin oder den niedergelassenen Arzt voraus. Die Arztin oder
der Arzt hat die Beschaftigung der arztlichen Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters der
Arztekammer anzuzeigen.

(2) In Fallen, in denen der Behandlungsauftrag der Patientin oder des Patienten regel-
maRig nur von Arztinnen und Arzten verschiedener Fachgebiete gemeinschaftlich
durchgeflihrt werden kann, darf eine Facharztin oder ein Facharzt als Praxisinhaberin
oder Praxisinhaber die fur sie oder ihn fachgebietsfremde arztliche Leistung auch
durch eine angestellte Fachérztin oder einen angestellten Facharzt des anderen
Fachgebiets erbringen.

(3) Arztinnen und Arzte durfen nur zu angemessenen Bedingungen beschaftigt werden.
Angemessen sind insbesondere Bedingungen, die der beschaftigten Arztin oder dem
beschaftigten Arzt eine angemessene Verglutung gewéahren sowie angemessene Zeit
zur Fortbildung einrdumen und bei der Vereinbarung von Wettbewerbsverboten eine
angemessene Ausgleichszahlung vorsehen.

1 Durch Einfuigen des § 19 Abs. 2 gilt der Verweis nunmehr fiir die Regelung des § 19 Abs. 4.
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(4) Uber die in der Praxis tatigen angestellten Arztinnen und Arzte missen die Patientin-
nen und Patienten in geeigneter Weise informiert werden.

§ 20 Vertretung

(1) Niedergelassene Arzte sollen grundsétzlich zur gegenseitigen Vertretung bereit sein;
Ubernommene Patienten sind nach Beendigung der Vertretung zurlick zu Gberweisen.
Der Arzt darf sich grundsatzlich nur durch einen Facharzt desselben Fachgebiets ver-
treten lassen.

(2) Die Praxis eines verstorbenen Arztes oder Arztin kann zugunsten seiner Witwe oder
ihres Witwers, seines Partners oder ihrer Partnerin nach dem Gesetz Uber die einge-
tragene Lebenspartnerschaft oder eines unterhaltsberechtigten Angehdérigen in der
Regel bis zur Dauer von sechs Monaten nach dem Ende des Kalendervierteljahres,
in dem der Tod eingetreten ist, durch einen anderen Arzt fortgesetzt werden.

§ 21 Haftpflichtversicherung

Der Arzt ist verpflichtet, sich hinreichend gegen Haftpflichtanspriiche im Rahmen seiner
beruflichen Tatigkeit zu versichern.

Sofern im Einzelfall Anlass besteht, hat er auf Verlangen der Arztekammer den Versiche-
rungsschein oder fir den Nachweis einer gleichwertigen Sicherheit geeignete Unterlagen
vorzulegen.

§ 22 unbesetzt

§ 23 Arzte im Beschaftigungsverhaltnis

(1) Die Regeln dieser Berufsordnung gelten auch fiir Arzte, welche ihre arztliche Téatigkeit
im Rahmen eines privatrechtlichen Arbeitsverhéltnisses oder offentlich-rechtlichen
Dienstverhaltnisses austben.

(2) Auch in einem Arbeits- oder Dienstverhaltnis darf ein Arzt eine Vergitung fir seine
arztliche Tatigkeit nicht dahingehend vereinbaren, dass die Vergutung den Arzt in der
Unabhangigkeit seiner medizinischen Entscheidungen beeintrachtigt.

§ 23 a Arztegesellschaften

(1) Arzte kdnnen auch in der Form der juristischen Person des Privatrechts arztlich tatig
sein, ausgenommen hiervon ist weiterhin die Griindung einer Kommanditgesellschaft
und einer Offenen Handelsgesellschatft.

Gesellschafter einer Arztegesellschaft konnen nur Arzte und Angehérige der in § 23 b
Absatz 1 Satz 1 genannten Berufe sein. Sie mussen in der Gesellschaft beruflich tatig
sein.

Seite 16/46



<EKAN,

&
5
0" &

Berufsordnung der Arztekammer Sachsen-Anhalt SEN-PY

3
F a2

q

Gewabhrleistet sein muss zudem, dass

a) die Gesellschaft verantwortlich von einem Arzt gefuihrt wird; Geschaftsfuhrer mis-
sen mehrheitlich Arzte sein,

b) die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und der Stimmrechte Arzten zusteht,
c) Dritte nicht am Gewinn der Gesellschaft beteiligt sind,

d) eine ausreichende Berufshaftpflichtversicherung fir jeden in der Gesellschaft ta-
tigen Arzt besteht.

(2) Der Name der Arztegesellschaft des Privatrechts darf nur die Namen der in der Ge-
sellschaft tatigen arztlichen Gesellschafter enthalten.

Unbeschadet des Namens der Gesellschaft kénnen die Namen und Arztbezeichnungen
aller arztlichen Gesellschafter und der angestellten Arzte angezeigt werden.

§ 23 b Medizinische Kooperationen zwischen Arzten und Angehodrigen anderer
Fachberufe

(1) Arzte kénnen sich auch mit selbstandig tatigen und zur eigenverantwortlichen Berufs-
ausubung befugten Berufsangehdrigen anderer akademischer Heilberufe im Gesund-
heitswesen oder staatlicher Ausbildungsberufe im Gesundheitswesen sowie anderen
Naturwissenschaftlern und Mitarbeitern sozialpddagogischer Berufe — zusammen-
schlieBen (medizinischen Kooperationsgemeinschaft). Die Kooperation ist in der
Form einer Partnerschaftsgesellschaft nach dem PartGG oder aufgrund eines schrift-
lichen Vertrages tber die Bildung einer Kooperationsgemeinschaft in der Rechtsform
einer Gesellschaft burgerlichen Rechts oder einer juristischen Person des Privat-
rechts gemal § 23 a gestattet. Dem Arzt ist ein solcher Zusammenschluss im Einzel-
nen nur mit solchen anderen Berufsangehdrigen und in der Weise erlaubt, dass diese
in ihrer Verbindung mit dem Arzt einen gleichgerichteten oder integrierenden, diag-
nostischen oder therapeutischen Zweck bei der Heilbehandlung, auch auf dem Ge-
biete der Pravention und Rehabilitation, durch rdumlich nahes und koordiniertes Zu-
sammenwirken aller beteiligten Berufsangehdorigen erfillen kbnnen. Darliber hinaus
muss der Kooperationsvertrag gewdahrleisten, dass

a) die eigenverantwortliche und selbstandige Berufsausibung des Arztes gewahrt
ist;

b) die Verantwortungsbereiche der Partner gegeniber den Patienten getrennt blei-
ben;
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c) medizinische Entscheidungen, insbesondere Uber Diagnostik und Therapie, aus-

d)

f)

g)

schlie3lich der Arzt trifft, sofern nicht der Arzt nach seinem Berufsrecht den in der
Gemeinschaft selbsténdig tatigen Berufsangehorigen eines anderen Fachberufs
solche Entscheidungen Uberlassen darf;

der Grundsatz der freien Arztwahl gewahrt bleibt;

der behandelnde Arzt zur Unterstiitzung in seinen diagnostischen Maflinahmen
oder zur Therapie auch andere als die in der Gemeinschaft kooperierenden Be-
rufsangehorigen hinzuziehen kann;

die Einhaltung der berufsrechtlichen Bestimmungen der Arzte, insbesondere die
Pflicht zur Dokumentation, das Verbot der berufswidrigen Werbung und die Re-
geln zur Erstellung einer Honorarforderung, von den lbrigen Partnern beachtet
wird;

sich die medizinische Kooperationsgemeinschaft verpflichtet, im Rechtsverkehr
die Namen aller Partner und ihre Berufsbezeichnungen anzugeben und — sofern
es sich um eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft handelt — den Zusatz
.Partnerschaft* zu fihren.

Die Voraussetzungen der Buchstaben a — f gelten bei der Bildung einer juristischen Per-
son des Privatrechts entsprechend. Der Name der juristischen Person muss neben dem
Namen eines arztlichen Gesellschafters die Bezeichnung ,Medizinische Kooperationsge-
meinschaft* enthalten. Unbeschadet des Namens sind die Berufsbezeichnungen aller in
der Gesellschaft tatigen Berufe anzukindigen.

(2) Die fur die Mitwirkung des Arztes zulassige berufliche Zusammensetzung der Koope-
ration im Einzelnen richtet sich nach dem Gebot des Absatzes 1 Satz 3; es ist erfullt,
wenn Angehdrige aus den vorgenannten Berufsgruppen kooperieren, die mit dem
Arzt entsprechend seinem Fachgebiet einen gemeinschatftlich erreichbaren medizini-
schen Zweck nach der Art ihrer beruflichen Kompetenz zielbezogen erfillen kénnen.

§ 23 ¢ Beteiligung von Arzten an sonstigen Partnerschaften

Arzten ist es gestattet, mit Angehdrigen anderer Berufe als den in § 23 b beschriebenen
in allen Rechtsformen zusammenzuarbeiten, wenn sie nicht die Heilkunde am Menschen
austben.
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§ 23 d Praxisverbund

(1) Arzte durfen, auch ohne sich zu einer Berufsausiibungsgemeinschaft zusammenzu-
schlieRen, eine Kooperation verabreden (Praxisverbund), welche auf die Erfullung ei-
nes durch gemeinsame oder gleichgerichtete Malinahmen bestimmten Versorgungs-
auftrages oder auf eine andere Form der Zusammenarbeit zur Patientenversorgung,
z. B. auf dem Felde der Qualitatssicherung oder Versorgungsbereitschaft, gerichtet
ist. Die Teilnahme soll allen dazu bereiten Arzten ermoglicht werden; soll die Moglich-
keit zur Teilnahme beschrankt werden, z. B. durch rdumliche oder qualitative Kriterien,
missen die dafir maf3geblichen Kriterien fur den Versorgungsauftrag notwendig und
nicht diskriminierend sein und der Arztekammer gegeniiber offen gelegt werden.
Arzte in einer zulassigen Kooperation diirfen die medizinisch gebotene oder vom Pa-
tienten gewiinschte Uberweisung an nicht dem Verbund zugehdorige Arzte nicht be-
hindern.

(2) Die Bedingungen der Kooperation nach Absatz 1 missen in einem schriftlichen Ver-
trag niedergelegt werden, der der Arztekammer vorgelegt werden muss.

(3) In einer Kooperation nach Absatz 1 kdnnen auch Krankenhauser, Vorsorge- und Re-
habilitationskliniken und Angehdérige anderer Gesundheitsberufe nach § 23 b einbe-
zogen werden, wenn die Grundsatze nach 8§ 23 b gewahrt sind.

§ 24 Vertrage Uber arztliche Tatigkeit

Der Arzt soll alle Vertrage uber seine arztliche Tatigkeit vor ihrem Abschluss der Arzte-
kammer vorlegen, damit gepriift werden kann, ob die beruflichen Belange gewahrt sind.

§ 25 Arztliche Gutachten und Zeugnisse

Bei der Ausstellung arztlicher Gutachten und Zeugnisse hat der Arzt mit der notwendigen
Sorgfalt zu verfahren und nach bestem Wissen seine arztliche Uberzeugung auszuspre-
chen. Gutachten und Zeugnisse, zu deren Ausstellung der Arzt verpflichtet ist oder die
auszustellen er ibernommen hat, sind innerhalb einer angemessenen Frist abzugeben.
Zeugnisse Uber Mitarbeiter und Arzte in Weiterbildung miissen grundsatzlich innerhalb
von drei Monaten nach Antragstellung, bei Ausscheiden unverziglich, ausgestellt werden.

§ 26 Arztlicher Bereitschaftsdienst
(1) Die in der ambulanten Versorgung tatigen Arzte sind verpflichtet, am arztlichen Be-
reitschaftsdienst teilzunehmen.

Der Bereitschaftsdienst stellt den Notfalldienst gemafd § 19 Abs. 2 Nr. 2 und § 20 Abs. 2
des Gesetzes uber die Kammern fur Heilberufe Sachsen-Anhalt dar.
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(2)

3)

(4)

Die Einrichtung und Durchfihrung des Bereitschaftsdienstes im Einzelnen regelt die
Gemeinsame Bereitschaftsdienstordnung der Arztekammer Sachsen-Anhalt und der
Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt, die Bestandteil dieser Berufsordnung
ist (Kapitel C, Anhang 3). Die Verpflichtung zur Teilnahme am Bereitschaftsdienst gilt
fur den festgelegten Bereitschaftsdienstbereich.

Die Einrichtung eines Bereitschaftsdienstes entbindet den behandelnden Arzt nicht
von seiner Verpflichtung, fir die Betreuung seiner Patienten in dem Umfange Sorge
zu tragen, wie es deren Krankheitszustand erfordert.

Der Arzt hat sich auch fir den Bereitschaftsdienst fortzubilden, wenn er nicht auf
Dauer von der Teilnahme am Bereitschaftsdienst befreit ist.

2. Berufliche Kommunikation

§ 27 Erlaubte Information und berufswidrige Werbung

(1)

(2)
3)

(4)

Zweck der nachstehenden Vorschriften der Berufsordnung ist die Gewéhrleistung des
Patientenschutzes durch sachgerechte und angemessene Information und die Ver-
meidung einer dem Selbstverstandnis des Arztes zuwiderlaufenden Kommerzialisie-
rung des Arztberufs.

Auf dieser Grundlage sind dem Arzt sachlich berufsbezogene Informationen gestattet.

Berufswidrige Werbung ist dem Arzt untersagt. Berufswidrig ist insbesondere eine
anpreisende, irrefihrende oder vergleichende Werbung. Eine Werbung flr eigene o-
der fremde gewerbliche Tatigkeiten oder Produkte in Zusammenhang mit der arztli-
chen Tatigkeit ist unzulassig. Werbeverbote aufgrund anderer gesetzlicher Bestim-
mungen bleiben unberihrt.

Der Arzt kann

1. nach der Weiterbildungsordnung erworbene Bezeichnungen,

2. nach sonstigen offentlich-rechtlichen Vorschriften erworbene Qualifikatio-
nen,

3. als solche gekennzeichnete Tatigkeitsschwerpunkte und 4. organisatori-

sche Hinweise ankindigen.

Die nach Nr. 1 erworbenen Bezeichnungen durfen nur in der nach der Weiterbildungsord-
nung zulassigen Form gefiihrt werden. Ein Hinweis auf die verleihende Arztekammer ist
zulassig.
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Andere Qualifikationen und Tatigkeitsschwerpunkte dirfen nur angekindigt werden,
wenn diese Angaben nicht mit solchen nach geregeltem Weiterbildungsrecht erworbenen
Qualifikationen verwechselt werden kénnen.

(5) Die Angaben nach Abs. 4 Nr. 1 bis 3 sind nur zulassig, wenn der Arzt die umfassten
Tatigkeiten nicht nur gelegentlich ausubt.

(6) Die Arzte haben der Arztekammer auf deren Verlangen die zur Priifung der Voraus-
setzungen der Ankiindigung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Die Arztekammer
ist befugt, erganzende Auskilnfte zu verlangen

§ 28 unbesetzt
3. Berufliche Zusammenarbeit

§ 29 Kollegiale Zusammenarbeit

(1) Arzte haben sich untereinander kollegial zu verhalten. Die Verpflichtung des Arztes,
in einem Gutachten, auch soweit es die Behandlungsweise eines anderen Arztes be-
trifft, nach bestem Wissen seine arztliche Uberzeugung auszusprechen, bleibt unbe-
rahrt. Unsachliche Kritik an der Behandlungsweise oder dem beruflichen Wissen ei-
nes Arztes sowie herabsetzende AuRerungen iiber dessen Person sind berufswidrig.

(2) Es ist berufswidrig, einen Kollegen aus seiner Behandlungstatigkeit oder als Mitbe-
werber um eine berufliche Tatigkeit durch unlautere Handlungen zu verdrangen. Es
ist insbesondere berufswidrig, wenn ein Arzt sich innerhalb eines Zeitraums von ei-
nem Jahr ohne Zustimmung des Praxisinhabers im Einzugsbereich derjenigen Praxis
niederlasst, in welcher er in der Aus- oder Weiterbildung mindestens drei Monate tétig
war. Ebenso ist es berufswidrig, in unlauterer Weise einen Kollegen ohne angemes-
sene Vergitung oder unentgeltlich zu beschéftigen oder eine solche Beschaftigung
zu bewirken, oder zu dulden.

(3) Arzte mit aus einem Liquidationsrecht resultierenden oder anderweitigen Einkiinften
aus arztlicher Tatigkeit (z.B. Beteiligungsvergitung) sind verpflichtet, den von ihnen
dazu herangezogenen Kolleginnen und Kollegen eine angemessene Vergutung zu
gewahren bzw. sich daflr einzusetzen, dass die Mitarbeit angemessen vergutet wird.

(4) In Gegenwart von Patientinnen und Patienten oder anderen Personen sind Beanstan-
dungen der arztlichen Tatigkeit und zurechtweisende Belehrungen zu unterlassen.
Das gilt auch im Verhaltnis von Vorgesetzten und Mitarbeitern und fir den Dienst in
den Krankenh&usern.

(5) Die zur Weiterbildung befugten Arzte haben ihre nach der Weiterbildungsordnung ge-
genuber Weiterzubildenden bestehenden Pflichten zu erfillen.
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(6) Arztinnen und Arzte dirfen ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht diskriminieren
und haben insbesondere die Bestimmungen des Arbeits- und Berufsbildungsrechts
zu beachten.

8§ 29a Zusammenarbeit mit Dritten

(1) Arzten ist es nicht gestattet, zusammen mit Personen, die weder Arzte sind, noch zu
ihren berufsméaRig tatigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gehéren, zu untersuchen
oder zu behandeln. Dies gilt nicht fir Personen, welche sich in der Ausbildung zum
arztlichen Beruf oder zu einem Fachberuf im Gesundheitswesen befinden.

(2) Die Zusammenarbeit mit Angehorigen anderer Fachberufe im Gesundheitswesen ist
zulassig, wenn die Verantwortungsbereiche des Arztes und des Angehdrigen des
Fachberufs klar erkennbar voneinander getrennt bleiben.

4. Wahrung der arztlichen Unabhangigkeit bei der Zusammenarbeit mit Dritten

§ 30 Arztliche Unabhangigkeit

Arzte sind verpflichtet, in allen vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehungen zu
Dritten ihre arztliche Unabhangigkeit fur die Behandlung der Patientinnen und Patienten
zu wahren.

§ 31 Unerlaubte Zuweisung

(1) Arzten ist es nicht gestattet, fur die Zuweisung von Patientinnen und Patienten oder
Untersuchungsmaterial oder fir die Verordnung oder den Bezug von Arznei- oder
Hilfsmitteln oder Medizinprodukten ein Entgelt oder andere Vorteile zu fordern, sich
oder Dritten versprechen oder gewahren zu lassen oder selbst zu versprechen oder
zu gewahren.

(2) Sie durfen ihren Patientinnen oder Patienten nicht ohne hinreichenden Grund be-
stimmte Arzte, Apotheken, Heil- und Hilfsmittelerbringer oder sonstige Anbieter ge-
sundheitlicher Leistungen empfehlen oder an diese verweisen.

8§ 32 Unerlaubte Zuwendungen

(1) Arztenist es nicht gestattet, von Patientinnen und Patienten oder Anderen Geschenke
oder andere Vorteile fur sich oder Dritte zu fordern oder sich oder Dritten versprechen
zu lassen oder anzunehmen, wenn hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die
Unabhangigkeit der arztlichen Entscheidung beeinflusst wird. Eine Beeinflussung ist
dann nicht berufswidrig, wenn sie einer wirtschaftlichen Behandlungs- oder Verord-
nungsweise auf sozialrechtlicher Grundlage dient und dem Arzt die Mdoglichkeit erhal-
ten bleibt, aus medizinischen Grinden eine andere als die mit finanziellen Anreizen
verbundene Entscheidung zu treffen.
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(2) Die Annahme von geldwerten Vorteilen in angemessener Hohe ist nicht berufswidrig,
sofern diese ausschliel3lich fiir berufsbezogene Fortbildung verwendet werden. Der
fur die Teilnahme an einer wissenschaftlichen Fortbildungsveranstaltung gewahrte
Vorteil ist unangemessen, wenn er Uber die notwendigen Reisekosten und Tagungs-
gebuhren hinausgeht.

(3) Die Annahme von Beitrdgen Dritter zur Durchfiihrung von Fortbildungsveranstaltun-
gen (Sponsoring) ist ausschlieflich fir die Finanzierung des wissenschaftlichen Pro-
gramms arztlicher Fortbildungsveranstaltungen und nur in angemessenem Umfang
erlaubt. Das Sponsoring und dessen Umfang sind bei der Ankindigung und Durch-
fuhrung der Veranstaltung offen zu legen.

8 33 Zuwendungen bei vertraglicher Zusammenarbeit

Soweit Arzte Leistungen fir die Hersteller von Arznei- oder Hilfsmitteln oder Medizinpro-
dukten oder die Erbringer von Heilmittelversorgung erbringen (z. B. bei Anwendungsbe-
obachtungen), muss die hierfiir bestimmte Verglitung der erbrachten Leistung entspre-
chen. Die Vertrage uber die Zusammenarbeit sind schriftlich abzuschlie3en und sollen
der Arztekammer vorgelegt werden.
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C. Anhang

Anhang 1 zu § 4

Fortbildungsordnung der Arztekammer Sachsen-An-
halt

(beschlossen von der Kammerversammlung der Arztekammer Sachsen-
Anhalt am 09.11.2013)

8 1 Ziel der Fortbildung

Die Fortbildung der Arztinnen und Arzte dient dem Erhalt und der kontinuierlichen Weiter-
entwicklung der beruflichen Kompetenz zur Gewahrleistung einer hochwertigen Patien-
tenversorgung und Sicherung der Qualitat arztlicher Berufsaustbung.

§ 2 Inhalt der Fortbildung

Die Fortbildung vermittelt unter Berlcksichtigung neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse
und medizinischer Verfahren das zum Erhalt und zur Weiterentwicklung der beruflichen
Kompetenz notwendige Wissen in der Medizin und der medizinischen Technologie. Sie
soll sowohl fachspezifische als auch interdisziplinare und fachubergreifende Kenntnisse,
die Einubung von klinisch-praktischen Fahigkeiten sowie die Verbesserung kommunikati-
ver und sozialer Kompetenzen umfassen.

8§ 3 Fortbildungsmethoden
(1) Arztinnen und Arzte sind in der Wahl der Fortbildungsmethoden frei. Der Wissenser-

werb ist auf das individuelle Lernverhalten auszurichten.

(2) Geeignete Methoden der Fortbildung sind in 8§ 6 Abs. 3 in den Kategorien A bis K
aufgefuhrt.

§ 4 Forderung der Fortbildung

Die Arztekammer fordert die Fortbildung der Arztinnen und Arzte durch das Angebot ei-
gener FortbildungsmalRnahmen sowie durch die Anerkennung geeigneter Fortbildungs-
malf3nahmen Dritter.
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§ 5 Fortbildungszertifikat der Arztekammer

(1) Das Fortbildungszertifikat dient dem Nachweis der Erflillung der Fortbildungspflicht.

(2) Ein Fortbildungszertifikat wird erteilt, wenn die Arztin oder der Arzt innerhalb eines der
Antragstellung vorausgehenden Zeitraums von fiinf Jahren Fortbildungsmaflinahmen

abgeschlossen hat, welche in ihrer Summe die nach den Bestimmungen des 8 6 er-
mittelte Mindestbewertung von 250 Punkten erreichen.

(3) Fur den Erwerb des Fortbildungszertifikates kdnnen nur die in 8 6 Abs. 3 geregelten
Fortbildungsmaflnahmen berticksichtigt werden, die nach MalRgabe der 88 7 bis 10
anerkannt wurden oder nach den 88 11 und 12 anrechnungsfahig sind.

(4) Uben Arztinnen und Arzte ihren Beruf aufgrund von Mutterschutz, Elternzeit, Pflege-
zeit oder wegen einer langer als drei Monate andauernden Erkrankung nicht aus, ver-
langert sich der Zeitraum nach Absatz 2 entsprechend.

§ 6 Bewertung von Fortbildungsmal3nahmen

(1) Die Fortbildungsmafinahmen werden mit Punkten bewertet. Die Kategorien und die
Bewertungsskala ergeben sich im Einzelnen aus Absatz 3.

(2) Die ,Empfehlungen zur arztlichen Fortbildung“ der Bundesarztekammer in der jeweils
aktuellen Fassung sollen beachtet werden.

(3) Folgende Kategorien von Fortbildungsmal3nahmen sind fur das Fortbildungszertifikat
geeignet und werden wie folgt bewertet:

Kategorie A
Vortrag und Diskussion:

1 Punkt pro 45-mindtiger Fortbildungseinheit
1 Zusatzpunkt bei dokumentierter Lernerfolgskontrolle pro Fortbildungsmafinahme

Kategorie B
Mehrtagige Kongresse im In- und Ausland, welche nicht von anderen Kategorien erfasst

werden:

3 Punkte pro ¥2 Tag bzw. 6 Punkte pro Tag
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Kategorie C

Fortbildung mit konzeptionell vorgesehener Beteiligung jedes einzelnen Teilnehmers (z.
B. Workshop, Arbeitsgruppen, Qualitatszirkel, Peer Review, Balintgruppen, Kleingruppen-
arbeit, Supervision, Fallkonferenzen, Literaturkonferenzen, praktische Ubungen):

1 Punkt pro 45-mindtiger Fortbildungseinheit
1 Zusatzpunkt pro MaBnahme bis zu 4 Stunden/hdchstens 2 Zusatzpunkte pro Tag

1 weiterer Zusatzpunkt bei dokumentierter Lernerfolgskontrolle pro Fortbildungsmaf3-
nahme

Kategorie D

Fortbildungsbeitrage in Printmedien oder als elektronisch verfligbare Version mit nachge-
wiesener Qualifizierung durch eine Lernerfolgskontrolle in digitaler bzw. schriftlicher Form:

1 Punkt pro 45-mindtiger Fortbildungseinheit bei bestandener Lernerfolgskontrolle

Kategorie E

Selbststudium durch Fachliteratur und -bicher sowie Lehrmittel: Innerhalb dieser Katego-
rie werden hochstens 50 Punkte fir finf Jahre anerkannt.

Kategorie F
Wissenschaftliche Veroffentlichungen und Vortrage, Autorentatigkeit:

5 Punkte pro wissenschaftliche Veroffentlichung
Referententatigkeit/Qualitatszirkelmoderation/wissenschaftliche Leitung:

1 Punkt pro Beitrag, z. B. Poster/Vortrag, unbenommen der Punkte flr die personliche
Teilnahme.

Die maximale Punktzahl in dieser Kategorie betragt 50 Punkte in finf Jahren.

Kategorie G

Hospitationen:

1 Punkt pro Stunde, héchstens 8 Punkte pro Tag.

Die maximale Punktzahl in dieser Kategorie betragt 50 Punkte in funf Jahren.
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Kategorie H

Curricular vermittelte Inhalte, z. B. in Form von curricularen Fortbildungsmaflinahmen, In-
halte von Weiterbildungskursen, die nach der Weiterbildungsordnung fir eine Weiterbil-
dungsbezeichnung vorgeschrieben sind, Inhalte von Zusatzstudiengangen:

1 Punkt pro 45-mindtiger Fortbildungseinheit Kategorie I:

Tutoriell unterstitzte Online-Fortbildungsmalinahme mit nachgewiesener Qualifizierung
durch eine Lernerfolgskontrolle in digitaler bzw. schriftlicher Form:

1 Punkt pro 45-mindtiger Fortbildungseinheit

1 Zusatzpunkt pro 45-minutiger Fortbildungseinheit bei vollstandiger Erfullung der quali-
tatssteigernden Kriterien eLearning der Bundesarztekammer

Kategorie K

Blended-Learning-Fortbildungsmaflinahme in Form einer inhaltlich und didaktisch mitei-
nander verzahnten Kombination aus tutoriell unterstiitzten OnlineLernmodulen und Pra-
senzveranstaltungen:

1 Punkt pro 45-mindtiger Fortbildungseinheit

1 Zusatzpunkt pro 45-mindtiger eLearning-Fortbildungseinheit bei vollstandiger Erfullung
der qualitatssteigernden Kriterien eLearning der Bundesarztekammer

(4) Die Arztekammer erlasst erganzende Richtlinien zur Bewertung der FortbildungsmaR-
nahmen.

8 7 Anerkennung von Fortbildungsmaflnahmen

(1) Die Anerkennung von FortbildungsmalRnahmen gegentber dem Veranstalter erfolgt
grundsatzlich vor ihrer Durchfiihrung durch die Arztekammer. Hiervon ausgenommen
sind die Kategorien E und F.

(2) Uber MaRnahmen der Kategorie F des § 6 Abs. 3 muss die Arztin oder der Arzt einen
geeigneten Nachweis fuhren.

(3) Die Anerkennung erfolgt fur Fortbildungsmafl3nahmen, die im Kammergebiet durch-
gefuhrt werden; fir die Anerkennung von FortbildungsmalRnahmen der Kategorien D
und | ist der Sitz des Anbieters maR3geblich.
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§ 8 Voraussetzungen der Anerkennung von Fortbildungsmafnahmen
(1) Die Anerkennung einer Fortbildungsmal3hahme setzt voraus, dass

1. die Fortbildungsinhalte den Zielen dieser Fortbildungsordnung entsprechen;
2. die Vorgaben der Berufsordnung eingehalten werden;

3. die Inhalte frei von wirtschaftlichen Interessen sind und Interessenkonflikte des

Veranstalters und der Referenten offen gelegt werden.

(2) Die Fortbildungsmaflinahme soll arztoffentlich sein.

(3) Fur Fortbildungsmal3inahmen der Kategorien des 8 6 Abs. 3 muss grundsatzlich eine
Arztin oder ein Arzt als wissenschaftliche Leiterin oder wissenschaftlicher Leiter be-
stellt und bei Prasenzfortbildungen anwesend sein. Die bestellte wissenschaftliche
Leiterin oder der wissenschaftliche Leiter muss eine Selbstauskunft Gber mogliche
Interessenkonflikte vorlegen. Interessenkonflikte des Veranstalters, der wissenschatft-
lichen Leitung und der Referentinnen und Referenten missen gegenuber den Teil-

nehmerinnen und Teilnehmern der Fortbildungsmal3inahme offengelegt werden.

8 9 Verfahren der Anerkennung von FortbildungsmalRnahmen

(1) Zum Anerkennungsverfahren erlasst die Arztekammer Richtlinien, in denen insbeson-

dere Folgendes geregelt ist:

. Antragsfristen;

. Inhalt und Form der Antrédge und Erklarungen;

. Methoden der Lernerfolgskontrolle;

. Teilnehmerlisten;

. Teilnehmerbescheinigungen;

. Weiterleitung der Teilnahmelisten mittels Elektronischem Informationsverteilter
(EIV) durch den Veranstalter;

OO WN B

7. Erganzende Anforderungen fur die Anerkennung von FortbildungsmalRnahmen be-

stimmter Kategorien des § 6 Abs. 3.; 8. Gebuhren.

(2) Die Anerkennung erfolgt auf Antrag des Veranstalters. Im Antrag ist die wissenschaft-

liche Leiterin oder der wissenschaftliche Leiter nach § 8 Abs. 3 zu benennen.

(3) Der Veranstalter und die wissenschatftliche Leiterin oder der wissenschaftliche Leiter
missen erkléren, dass die ,Empfehlungen zur &rztlichen Fortbildung” der Bundesérz-

tekammer in der jeweils gultigen Fassung beachtet werden.
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8 10 Anerkennung von Fortbildungsveranstaltern

Auf Antrag kann einem geeigneten Veranstalter durch die Arztekammer fiir bestimmte
von ihm geplante und durchgefuhrte Fortbildungsmal3hahmen im Zusténdigkeitsbereich
der anerkennenden Kammer die Zusicherung erteilt werden, dass diese ohne Einzelpri-
fung anerkannt werden. Die Zusicherung erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs und
kann dariber hinaus mit weiteren Nebenbestimmungen versehen werden. Es ist sicher-
zustellen, dass der Veranstalter bei der Durchfiihrung dieser Fortbildungsmalinahmen
nachweislich die Bestimmungen der Fortbildungsordnung befolgt.

8§ 11 Gegenseitige Anerkennung von FortbildungsmalRnahmen und Fortbildungs-
zertifikaten

(1) Die von anderen Arztekammern anerkannten FortbildungsmaRnahmen werden fir
das Fortbildungszertifikat angerechnet.

(2) Die von anderen Arztekammern ausgestellten Fortbildungszertifikate werden aner-
kannt.

(3) FortbildungsmalRnahmen, die von einer anderen Heilberufskammer anerkannt wur-
den, kénnen fur das Fortbildungszertifikat der Arztekammer angerechnet werden.

8 12 Fortbildung im Ausland

(1) Im Ausland absolvierte FortbildungsmalRnahmen sind fur das Fortbildungszertifikat
anrechnungsfahig, soweit sie den Anforderungen dieser Fortbildungsordnung im
Grundsatz entsprechen.

(2) Die Arztin oder der Arzt muss einen Nachweis (ber die Art der Fortbildung fuihren, der
es gestattet, die Einhaltung der Voraussetzungen dieser Fortbildungsordnung zu pru-
fen.

8§ 13 Inkrafttreten
Diese Ordnung tritt am 01.01.2014 in Kratft.

Gleichzeitig tritt die Satzung zum Fortbildungszertifikat der Arztekammer Sachsen-Anhalt,
beschlossen von der Kammerversammlung der Arztekammer Sachsen-Anhalt am
16.04.2005, sowie die Richtlinie zur Fortbildungszertifizierung der Arztekammer Sachsen-
Anhalt, beschlossen vom Vorstand der Arztekammer Sachsen-Anhalt am 16.03.2005, au-
RBer Kraft.

Seite 29/46



[EKAN,

4’
F
S
o A

Berufsordnung der Arztekammer Sachsen-Anhalt SENP

a2

LY.

Anhang 2 zu § 13

Richtlinie zur Durchfihrung der assistierten

Reproduktion

Bei der assistierten Reproduktion handelt es sich mit Ausnahme der alleinigen Insemina-
tion (ohne hormonelle Stimulation) und der alleinigen hormonellen Stimulation (ohne In-
semination) um besondere medizinische Verfahren gem. § 13 i. V. m. 8 5 der Berufsord-
nung der Arztekammer Sachsen-Anhalt.

Die Arztin/der Arzt hat bei der Anwendung dieser Verfahren die geltenden gesetzlichen
Vorschriften; insbesondere das Embryonenschutzgesetz, das Samenspenderregisterge-
setz, und das Gendiagnostikgesetz einzuhalten.

Fur den Umgang mit menschlichem Gewebe sind dariber hinaus die Vorschriften des
Transplantationsgesetzes (TPG) und des Arzneimittelgesetzes und die jeweils dazuge-
hdrigen Rechtsverordnungen zu beachten.

Die Bundesarztekammer hat im Einvernehmen mit dem Paul-Ehrlich-Institut in der Richt-
linie zur Entnahme und Ubertragung von menschlichen Keimzellen im Rahmen der assis-
tierten Reproduktion geméal § 16 b TPG den allgemein anerkannten Stand der Erkennt-
nisse der medizinischen Wissenschaft festgestellt. Diese Richtlinie ist zu beachten.

1. Berufsrechtliche Voraussetzungen

Jede Arztin/jeder Arzt, der solche MaRnahmen durchfiihren will und fiir sie die Gesamt-
verantwortung tragt, hat die Aufnahme der Tatigkeit bei der Arztekammer anzuzeigen und
nachzuweisen, dass die fachlichen, personellen und technischen Voraussetzungen erfullt
sind. Er/sie hat zu bestatigen, dass der sich aus der o. a. Richtlinie der Bundesarztekam-
mer ergebende Stand der medizinischen Wissenschaft gewéhrleistet wird. Aul3erdem hat
sie/er an den MaRnahmen der Qualitatssicherung teilzunehmen. Anderungen sind der
Arztekammer unverziiglich anzuzeigen.

Eine Arztin/ein Arzt kann nicht dazu verpflichtet werden, entgegen ihrer/seiner Gewis-
sensiberzeugung Verfahren der assistierten Reproduktion durchzufihren.

1.1. Fachliche, personelle und technische Voraussetzungen

Die Durchfiihrung der Methoden der assistierten Reproduktion als Verfahren setzt die Er-
fullung der in der Richtlinie der Bundeséarztekammer festgelegten fachlichen, personellen
und technischen Mindestanforderungen voraus.

Die Anzeige umfasst den Nachweis, dass die sachgerechte Durchfuhrung der erforderli-
chen Leistungen sowohl fachlich (Ausbildungs- und Qualifikationsnachweis) als auch per-
sonell und sachlich (raumliche und apparative Ausstattung) gewahrleistet ist.
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Sofern Verfahren zur Anwendung kommen, mit denen menschliche Keimzellen ge-
wonnen, be- oder verarbeitet, konserviert, gepruft, gelagert oder in den Verkehr ge-
bracht werden gilt Gber die 0.g. Richtlinie hinaus folgendes:

Fur die Patientenbetreuung ist das Zusammenwirken in einer standig einsatzbereiten in-
terdisziplinaren Arbeitsgruppe Voraussetzung.

Die Leitung bzw. die stellvertretende Leitung der Arbeitsgruppe obliegt Facharztinnen/
Facharzten fur Frauenheilkunde und Geburtshilfe mit dem Schwerpunkt bzw. mit der fa-
kultativen Weiterbildung ,,Gynékologische Endokrinologie und Reproduktionsmedizin®.
Ihnen obliegt die verantwortliche Uberwachung der in der Richtlinie der Bundeséarztekam-
mer festgeschriebenen Mal3nhahmen.

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe missen uber folgende Kenntnisse und Erfahrungen ver-
fugen:

- Endokrinologie der Reproduktion

- Gynakologische Sonographie

- Operative Gynakologie/Fertilitdtschirurgie

- Reproduktionsbiologie mit dem Schwerpunkt der In vitro - Kultur

- Andrologie

- Psychosomatische Grundversorgung

Von diesen sechs Bereichen kdnnen nur zwei gleichzeitig von einer Arztin oder Wissen-
schaftlerin/einem Arzt oder Wissenschatftler der Arbeitsgruppe neben der Qualifikation der
Psychosomatischen Grundversorgung verantwortlich gefiihrt werden.

Grundséatzlich mussen andrologisch erfahrene Arztinnen/Arzte in Diagnostik und Therapie
im Rahmen der assistierten Reproduktion integriert sein.

1.2 Qualitatssicherung

Erforderlich sind die Qualitatssicherung der medizinisch angewendeten Verfahren und
deren Dokumentation.

1.2.1 Qualitatssicherung

In Erfullung ihrer 6ffentlich-rechtlichen Aufgabe zur Qualitatssicherung hat sich die Arzte-
kammer Sachsen-Anhalt fur die Verfahrens- und Qualitatssicherung in der Reprodukti-
onsmedizin in der ,Arbeitsgemeinschaft Qualitatssicherung in der Reproduktionsmedizin®
(QS ReproMed) mit anderen Arztekammer zusammengeschlossen.

Die Leiterin/der Leiter einer reproduktionsmedizinischen Arbeitsgruppe ist verpflichtet, an
QS ReproMed teilzunehmen und die zur Durchfihrung der Qualitatssicherung erforderli-
chen Daten zu Ubermitteln.

Die Ergebnisse der Datenauswertung dienen der zustandigen Arztekammer als
Grundlage fur Mal3Bnahmen der Qualitatssicherung.
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Auf Nachfrage der Arztekammer ist die Zahl der Patientinnen mitzuteilen, die ihr Einver-
standnis mit der Datenubermittiung an QS ReproMed verweigert oder widerrufen haben.
Bei Bedarf kbnnen weitere Daten in anonymisierter Form von der Arztekammer erhoben
werden.

1.2.2 Dokumentation
Unbeschadet der im Rahmen der Qualitatssicherung QS ReproMed erhobenen Daten
missen im Einzelnen mindestens dokumentiert werden:
- homologe Insemination nach hormoneller Stimulation
- IVF mit ET
- GIFT
- ICSI
- heterologe Insemination nach hormoneller Stimulation
- heterologe IVF / ICSI
- PKD
bezuglich:
- Alter der Patientin
- Indikation der Methoden
- Verlauf der Stimulation
- Anzahl und Befruchtungsrate der inseminierten Eizellen bei IVF / ICSI
- Anzahl der transferierten Eizellen bei GIFT
- Anzahl der transferierten Embryonen bei IVF / ICSI
- Schwangerschaftsrate
- Geburtenrate
- Fehlgeburten
- Eileiterschwangerschaften
- Schwangerschaftsabbriiche
- Mehrlingsrate
- Fehlbildungen

Die Beurteilung dieser Kriterien ist nur auf der Grundlage einer prospektiven Datenerfas-
sung maoglich. Konkret bedeutet die Prospektivitat der Datenerhebung, dass die ersten
Angaben zum Behandlungszyklus innerhalb von 8 Tagen nach Beginn der hormonellen
Stimulation eingegeben werden sollen. Dies ist notwendig, um eine nachtragliche Selek-
tion nach erfolgreichen und nicht erfolgreichen Behandlungszyklen und somit eine be-
wusste oder unbewusste Manipulation der Daten zu vermeiden.

Durch die prospektive Erfassung der Daten wird eine Auswertung i. S. der Qualitatssiche-
rung ermoglicht, die nicht nur der interessierten Arztin/dem interessierten Arzt, sondern
auch der interessierten Patientin den Behandlungserfolg sowie die Bedeutung eventuell
beeinflussender Faktoren transparent macht.

1.3. Fortbildung
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Die Arztin/der Arzt hat sich entsprechend der Durchfiihrung der MaRnahmen nach wis-
senschaftlich anerkannten Methoden laufend auf dem Gebiet der Fortpflanzungsmedizin
fortzubilden. Die kontinuierliche Wahrnehmung entsprechender Angebote der reprodukti-
onsmedizinischen und reproduktionsbiologischen Einrichtungen, z.B. an den Medizini-
schen Fakultaten des Landes, ist in geeigneter Form nachzuweisen.

2. Weitere Regelungen

Soweit die Behandlung als Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung erbracht wird,
bedarf es einer Genehmigung gemaR § 121a SGB V, die bei der Arztekammer zu bean-
tragen ist. Zuséatzlich sind die Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses gemali
§ 92 SGB V zu beachten.

3. Zustdndige Kommission

Die Arztekammer bildet eine Kommission, welche die Einhaltung der fachlichen, perso-
nellen und technischen Voraussetzungen pruft. Zugleich prift die Kommission die Qualitét
der Arbeitsgruppen verfahrens- und ergebnisbezogen und beréat sie. Ihr gehéren geeig-
nete Arztinnen/Arzte an, wobei mindestens eine Arztin/ein Arzt Erfahrungen in der Repro-
duktionsmedizin haben muss.

Die Kommission kann sich in speziellen Fragen durch Vertreter anderer Gebiete ergan-
zen.

4. Meldung von Verstof3en

Verdacht auf Verstol3e gegen die Richtlinie, auch auffalliges Ausbleiben der Dokumenta-
tionen, sind der zustandigen Arztekammer zu melden.
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Anhang 3 zu § 26

Gemeinsame Bereitschaftsdienstordnung der Arztekammer Sachsen-Anhalt und der Kas-
senarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt

Gemeinsame Bereitschaftsdienstordnung der Arzte-

kammer Sachsen-Anhalt und der Kassenarztlichen Ver-

einigung Sachsen-Anhalt (BDO)

8 1 Grundsatze

(1)

(@)

3)

(4)

Der Bereitschaftsdienst umfasst die Versorgung von Patienten mit akuten gesund-
heitlichen Beeintrachtigungen, denen ein Zuwarten bis zur Versorgung zu den ubli-
chen Sprechstundenzeiten der ambulanten Versorgung nicht zuzumuten ist.

Der Bereitschaftsdienst hat die drtlichen Gegebenheiten und Erfordernisse der medi-
zinischen Versorgung der Patienten zu bertcksichtigen.

Die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt stellt die ambulante Versorgung
auch aul3erhalb der Ublichen Sprechzeiten im Rahmen eines Bereitschaftsdienstes
nicht nur fir die Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung, sondern auch fiur
die gesetzlich nicht versicherten Patienten sicher.

Die Arztekammer Sachsen-Anhalt iberwacht die arztliche Tatigkeit im Bereitschafts-
dienst berufsrechtlich.

Die Einrichtung eines Bereitschaftsdienstes entbindet den behandelnden Arzt nicht
von seiner Verpflichtung, Patienten entsprechend den medizinischen Erfordernissen
zu versorgen. Ist die Notwendigkeit der Fortsetzung einer Behandlung aul3erhalb der
Sprechstundenzeiten absehbar, hat der behandelnde Arzt fur die Fortsetzung der Be-
handlung Sorge zu tragen.

Der zum Bereitschaftsdienst eingeteilte Arzt kann Patienten durch Hausbesuche, Ein-
bestellungen in die Praxis oder telefonische Beratung, je nach medizinischer Notwen-
digkeit und/oder den Umstanden des konkreten Falles entsprechend versorgen. Wah-
rend des Dienstes mit Aufgabenteilung zwischen Fahrdienst- und Bereitschaftspraxis,
ist der Arzt an die jeweilige Dienstart Fahrdienst und Bereitschaftspraxis gebunden,
solange die komplementéren Versorgungsangebote vorgehalten werden.
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8§ 2 Teilnahme am Bereitschaftsdienst

(1)

(@)

Zur Teilnahme am allgemeinen arztlichen Bereitschaftsdienst sind diejenigen Arzte
verpflichtet, die an der ambulanten Versorgung und nicht an einem durch die Kassen-
arztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt eingerichteten fachgebietlichen Bereitschafts-
dienst genehmigt teilnehmen.

Eine Ausnahme stellen lediglich die nach § 116 SGB V ermachtigten Arzte bzw. Arzte
in erm&chtigten Einrichtungen nach § 116 ff SGB V, § 31 a Abs. 1 Arzte-ZV dar. Aus
der Teilnahme an einem o6ffentlich rechtlichen Versorgungssystem und der damit ver-
bundenen Sozialbindung und aus dem Kammergesetz folgt die Verpflichtung zur Teil-
nahme am Bereitschaftsdienst.

Die Heranziehung erfolgt durch Ubersendung oder anderweitiges zur Verfigungstellen
(z.B. durch ein Onlinedienstplanungsportal) des Bereitschaftsdienstplanes, mit dem der
Arzt zum Bereitschaftsdienst eingeteilt wird. Im Dienstplan wird der zur Teilnahme ver-
pflichtete Arzt namentlich aufgefuhrt. Die Einteilung erfolgt bei Medizinischen Versor-
gungszentren (MVZ), Einrichtungen nach § 311 SGB V und zugelassenen oder privat
niedergelassen Arzten, die angestellte Arzte beschéftigen, durch Benennung des an-
stellenden Zulassungsinhabers oder privat niedergelassenen Arztes und des ihm zuge-
ordneten angestellten Arztes im Bereitschaftsdienstplan. Dieser hat spatestens eine
Woche vor Dienstbeginn auf einem von der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-An-
halt vorgesehenen Weg dem Arzt mitzuteilen, wer diesen Dienst tatsachlich ausfihrt.
Sind zugelassene Vertragsarzte fir Medizinische Versorgungszentren tatig, gilt die vor-
genannte Regelung entsprechend. Der Umfang der Verpflichtung zur Teilnahme richtet
sich fiir die an der vertragsarztlichen Versorgung teilnehmenden Arzte, Medizinische
Versorgungszentren und Einrichtungen nach dem Umfang des vom Zulassungsaus-
schuss bei der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt erteilten Versorgungsauf-
trages sowie der ggf. zusatzlich erteilten Genehmigung zur Anstellung eines Arztes oder
weiteren Ubernommenen Versorgungsauftragen, wie z. B. fur das Medizinische Versor-
gungszentrum tatige zugelassene Vertragsarzte. Die Verpflichtung zur Teilnahme am
arztlichen Bereitschaftsdienst bleibt im Umfang der Anstellungsgenehmigung fur das
MVZ oder den anstellenden Vertragsarzt unverdndert auch bei Ausscheiden eines an-
gestellten Arztes solange bestehen, wie das MVZ oder der anstellende Vertragsarzt ein
Nachbesetzungsrecht nach § 103 Abs. 4a Satz 3 SGB V bzw. § 103 Abs. 4b Satz 3
SGB V geltend macht. Bereits vorgenommene Diensteinteilungen sind unabhéngig von
der Geltendmachung des Bestehens eines Nachbesetzungsrechts durch das MVZ oder
den Vertragsarzt abzusichern. Arzte, die ihren Beruf in der Organisationsform einer Be-
rufsausiubungsgemeinschaft austiben, werden gleichwohl so haufig zum Bereitschafts-
dienst herangezogen, wie es ihrem personlich Ubertragenen Versorgungsauftrag ent-
spricht. Im Falle der Genehmigung oder Erméchtigung zur Téatigkeit in einer Nebenbe-
triebsstétte richtet sich die Verpflichtung zur Teilnahme am Bereitschaftsdienst nach der
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3)

(4)

()

(6)

Bestimmung der Genehmigung oder Ermachtigung, welche auch nachtraglich abgean-
dert werden kann. Arzte, die nach 8 101 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 SGB V an der vertragsarzt-
lichen Versorgung teilnehmen, werden nicht gesondert beriicksichtigt.

Der Bereitschaftsdienst ist grundsatzlich personlich auszufiihren. Die Verantwortung
zur Durchfuhrung des Bereitschaftsdienstes verpflichtet den zum Bereitschaftsdienst
eingeteilten Arzt, fir die Besetzung seines Dienstes auch im Vertretungsfall Sorge zu
tragen. Eine Vertretung kann im Ausnahmefall durch einen anderen geeigneten ap-
probierten Arzt erfolgen bzw. durch einen geeigneten Arzt, der gem.
8 10 der Bundesarzteordnung die Erlaubnis zur Austibung einer selbstandigen arztli-
chen Tatigkeit besitzt. Der Einsatz eines freiwillig am arztlichen Bereitschaftsdienst
teiinehmenden Arztes oder eines Vertreters kann durch die Kassenarztliche Vereini-
gung Sachsen-Anhalt im Voraus untersagt werden, wenn konkrete Umstande berech-
tigte Zweifel an der Qualifikation des Vertreters oder an seiner Eignung fur eine Ta-
tigkeit im vertragsarztlichen Bereitschaftsdienst begriinden.

Eine Freistellung ist nur aus schwerwiegenden Griinden mdglich und grundsatzlich
nur befristet zu erteilen.

Bevor eine Freistellung erteilt werden kann, ist auszuschlie3en, dass

a) die zwingende Notwendigkeit der Sicherstellung der arztlichen Versorgung eine
Befreiung vom Bereitschaftsdienst ausschliel3t,

b) dem Arzt auferlegt werden kann, den Bereitschaftsdienst auf eigene Kosten von
einem geeigneten Vertreter wahrnehmen zu lassen,

c) dem betreffenden Arzt eine arztliche Tatigkeit anderer Art im Rahmen des organi-
sierten Bereitschaftsdienstes zugemutet werden kann; hier kommt insbesondere in
Betracht:

- Bereitschaft fur Bereitschaftsdienstleistungen in den Raumen der eigenen Praxis

oder in einer eingerichteten Bereitschaftspraxis oder Bereitschaftsdiensttelefon-
zentrale bzw. an einer anderen dazu vorgesehenen Stelle,

- telefonische arztliche Beratung in einer Bereitschaftsdiensttelefonzentrale oder Be-

reitschaftsdienstpraxis,

- Dienst im Rahmen der Rufbereitschaft als Ersatz fur den Vordergrunddienst im

Fahrdienst oder der Bereitschaftspraxis.

Auch im Falle der Freistellung eines Arztes von der Teilnahme am Bereitschaftsdienst
ist der Arzt unter Bertcksichtigung des Gedankens der Durchfiihrung des Bereit-
schaftsdienstes als gemeinsame solidarische Aufgabe der Arzteschaft an den Kosten
fur die Aufrechterhaltung des Bereitschaftsdienstes zu beteiligen.
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(7)

(8)

Uber eine Freistellung vom Bereitschaftsdienst entscheidet die Kassenarztliche Ver-
einigung Sachsen-Anhalt, bei ambulant tatigen Arzten, die nicht an der vertragsarzt-
lichen Versorgung teilnehmen, die Arztekammer Sachsen-Anhalt im Benehmen mit
der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt.

Uber den Widerspruch gegen eine Entscheidung der Kassenarztlichen Vereinigung
entscheidet der Vorstand der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt im Be-
nehmen mit der Arztekammer Sachsen-Anhalt.

In Fallen, in denen die sofortige Vollziehung im 6ffentlichen Interesse oder im Uber-
wiegenden Interesse eines Beteiligten ist, kann der Vorstand der Kassenarztlichen
Vereinigung Sachsen-Anhalt bzw. die Arztekammer Sachsen-Anhalt die sofortige
Vollziehung der getroffenen Entscheidung anordnen.
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8 3 Bereitschaftsdienstbereiche

(1) Die Bereitschaftsdienstbereiche sind flachendeckend zu bilden. Innerhalb von Bereit-
schaftsdienstbereichen kdnnen organisatorische Teilbereiche bestehen. Die Bereit-
schaftsdienstbereiche und organisatorische Teilbereiche ergeben sich aus der An-

lage der Satzung der Kassenéarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt.

(2) Die Patientenversorgung findet grundsatzlich durch den jeweiligen Fahrdienst oder
die Bereitschaftspraxis fur Patienten mit Aufenthalt innerhalb der Grenzen der jewei-
ligen Bereitschaftsdienstbereiche bzw. der organisatorischen Teilbereiche statt. Im
Sinne der Patientenversorgung versorgt der Fahrdienst auch Patienten aul3erhalb sei-
nes Bereitschaftsdienstbereiches oder organisatorischen Teilbereiches, wenn der
Einsatz durch die Bereitschaftsdiensttelefonzentrale zugewiesen wird. Die Bereit-
schaftsdienstpraxis versorgt auch Patienten mit Wohnsitz auf3erhalb des Bereit-

schaftsdienstes, wenn diese die Praxis aufsuchen.

8 4 Organisation des Bereitschaftsdienstes

(1) Der Bereitschaftsdienst ist in den einzelnen Bereitschaftsdienstbereichen mittels
zentralisierter Strukturen durchzufiihren. In allen Bereitschaftsdienstbereichen des
allgemeinen arztlichen Bereitschaftsdienstes bestehen Fahrdienste. In Bereitschafts-
dienstbereichen des allgemeinen arztlichen Bereitschaftsdienstes mit organisatori-
schen Teilbereichen gemal Anlage der Satzung der Kassenarztlichen Vereinigung
Sachsen-Anhalt besteht zu den Zeiten nach § 6, aul3er in der Zeit zwischen 24:00 Uhr
und 7:00 Uhr des Folgetages, mindestens ein Fahrdienst je organisatorischen Teilbe-
reich, zwischen 24:00 Uhr und 7:00 Uhr des Folgetages besteht je Bereitschafts-
dienstbereich des allgemeinen arztlichen Bereitschaftsdienstes mindestens ein Fahr-

dienst.

(2) Die weitere Organisation des Bereitschaftsdienstes wird von der Kassenarztlichen
Vereinigung Sachsen-Anhalt mittels Bescheid im Benehmen mit dem zustandigen
Kreisstellensprecher gegeniiber den betroffenen Arzten geregelt. Steht in den Kreis-
stellen kein Kreisstellensprecher als Ansprechpartner zur Verfiigung, entscheidet die
Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt ohne Benehmensherstellung. In Fallen,
in denen die sofortige Vollziehung im 6ffentlichen Interesse oder im Uberwiegenden
Interesse eines Beteiligten ist, kann der Vorstand der Kassenarztlichen Vereinigung
Sachsen-Anhalt bzw. die Arztekammer Sachsen-Anhalt die sofortige Vollziehung der

getroffenen Entscheidung anordnen.

(3) Antrage von Arzten auf Freistellung oder Anderung des Bereitschaftsdienstes werden
von der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt im Benehmen mit dem Kreis-
stellensprecher und/oder dienstplanverantwortlichem Arzt entschieden, soweit nicht
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geman § 2 Abs. 7 die Arztekammer Sachsen-Anhalt zustandig ist. Der Kreisstellen-

sprecher und der Dienstplanverantwortliche werden tber die getroffene Entscheidung
in Kenntnis gesetzt.

Seite 39/46



[EKAN,

4’
F
S
o A

a2

LY.

Berufsordnung der Arztekammer Sachsen-Anhalt SENP

(4)

()

Die Organisation gemafl3 Abs. 2 umfasst beispielweise

a) die Einrichtung einer arztlich besetzten Bereitschaftspraxis im Bereitschaftsdienst-
bereich, wobei Standort, Umfang, dienstverpflichtete Arzte und Sprechzeiten von
der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt unter Berilicksichtigung der Si-
cherstellung der Patientenversorgung und der mdglichst gleichmaligen Belastung
der Arzte innerhalb des Bereitschaftsdienstbereiches festzusetzen sind,

b) die Einrichtung einer KV-bereichsubergreifenden Bereitschaftsdienstorganisation,
um eine ausreichende Anzahl von am Bereitschaftsdienst teiinehmenden Arzten
zu erreichen, wenn geografische und infrastrukturelle Aspekte dies ermdglichen.
Die konkrete Ausgestaltung ist durch 6ffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen den
beteiligten Kassenarztlichen Vereinigungen zu regeln.

c) Abweichend von den Regelungen der BDO sind aufgrund offentlich-rechtlicher
Vereinbarungen Ubertragungen der Dienstpflicht moglich.

Zur Sicherstellung einer standigen Erreichbarkeit richtet die Kassenarztliche Vereini-
gung Sachsen-Anhalt eine Bereitschaftsdiensttelefonzentrale ein. Diese gibt Aus-
kunfte, informiert Patienten Uber dienstbereite Bereitschaftsdienstpraxen, disponiert
eine Besuchshandlung (Hausbesuch) fur Patienten, denen das Aufsuchen des Arztes
in der Bereitschaftsdienstpraxis wegen Krankheit nicht mdglich oder nicht zumutbar
ist oder stellt ggf. einen telefonischen Arzt-Patienten-Kontakt her, beispielsweise zur
Abklarung der Notwendigkeit eines Hausbesuchs. Die Bereitschaftsdiensttelefonzent-
rale leitet und unterstitzt den Arzt im Fahrdienst. Die Kassenarztliche Vereinigung
Sachsen-Anhalt legt fest, ab welchem Zeitpunkt die Bereitschaftsdiensttelefonzent-
rale fur die Bereitschaftsdienstbereiche und die organisatorischen Teilbereiche zu-
standig ist. Die Kassenérztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt kann aus Griinden der
Sicherstellung ebenfalls festlegen, dass Telefonate von Patienten Gibergangsweise
auf andere geeignete Vermittlungszentralen, vorrangig anderer KV-Bereiche oder
ausnahmsweise Ubergangsweise auf das Telefon des diensthabenden Arztes geleitet
werden koénnen. Ubernimmt ibergangsweise eine andere Vermittlungszentrale die
Disponierung des vertragsarztlichen Bereitschaftsdienstes, tritt diese in die Rechts-
stellung der Bereitschaftsdiensttelefonzentrale.

§ 5 Bereitschaftsdienst fir Fachgebiete

(1)

Bei entsprechendem Bedarf kbnnen fur einzelne medizinische Fachgebiete von der
Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt besondere Bereitschaftsdienste ein-
gerichtet werden. Die daran teilnehmenden Arzte sind von dem allgemeinen Bereit-
schaftsdienst freigestellt. Insofern gilt § 2 Abs. 3 bis 6 der Bereitschaftsdienstordnung
entsprechend.
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Die fachgebietlichen Bereitschaftsdienste sind vor Einrichtung und in geeigneten Ab-
standen zu Uberprifen, ob die Durchfihrung des allgemeinen &rztlichen Bereit-
schaftsdienstes durch die Begrindung des fachgebietsbezogenen Bereitschafts-
dienstes nicht mehr gewahrleistet werden kann oder die Belastung fur die im allge-
meinen Bereitschaftsdienst verbleibenden Arzte unverhaltnismaRig hoch durch die
Dienstbelastung wird.

(2) Ist ein fachgebietlicher Bereitschaftsdienst begriindet worden, sind diese Facharzte
verpflichtet, neben der Durchfiihrung eines Bereitschaftsdienstes in der eigenen Pra-
xis oder vorrangig in einer eingerichteten Bereitschaftspraxis, dem am allgemeinen
arztlichen Bereitschaftsdienst teilnehmenden Arzt zur konsiliarischen Beratung zur
Verfiigung zu stehen.

(3) Ist der Bedarf fur die Einrichtung eines fachgebietlichen Bereitschaftsdienstes nicht
mehr gegeben, ist dieser von der Kassenérztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt auf-
zulésen. Die Gebietsarzte sind dann wieder zum allgemeinen arztlichen Bereit-
schaftsdienst heranzuziehen.

8§ 6 Dauer des Bereitschaftsdienstes

Der Bereitschaftsdienst wird taglich von 19:00 Uhr bis 07:00 Uhr durchgefthrt. In Abwei-
chung hiervon beginnt er mittwochs und freitags um 14:00 Uhr; an Sonnabenden, Sonn-
tagen, gesetzlichen Feiertagen, am 24.12. und 31.12. um 07:00 Uhr. Die Organisation (z.
B. Dienstzeiten) von Bereitschaftspraxen und fachgebietlichen Bereitschaftsdiensten
kann von der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt abweichend geregelt wer-
den. Die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt kann fur weitere Tage, z.B. ein-
zelne Tage zwischen zwei sprechstundenfreien Tagen, Bereitschaftsdienst(e) in Bereit-
schaftsdienstpraxen oder Fahrdienst anordnen, wenn dies fur die Sicherstellung der Ver-
sorgung der Patienten erforderlich ist.

8 7 Einteilung/Bekanntmachung

(1) Innerhalb eines Bereitschaftsdienstbereiches ist bei der Heranziehung der zur Teil-
nahme am Bereitschaftsdienst Verpflichteten der Gleichbehandlungsgrundsatz zu be-
achten. Ausgangspunkt fur die Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes bei
der Heranziehung der zum Bereitschaftsdienst Verpflichteten ist bei Vorhandensein
und zu den Zeiten von organisatorischen Teilbereichen der jeweilige Teilbereich. Die
diensthabenden Arzte aus den organisatorischen Teilbereichen mit der héheren An-
zahl von am Bereitschaftsdienst Verpflichteten ibernehmen proportional haufiger die
Weiterversorgung des gesamten Bereitschaftsdienstbereiches.

Die Einteilung soll fir mindestens zwei Monate im Voraus vorgenommen werden.
Dieser Plan wird von einem Arzt, der im Bereitschaftsdienstbereich niedergelassen
ist, erstellt.
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Kommt zwischen den fiir den Bereitschaftsdienst verantwortlichen Arzten im Bereit-
schaftsdienstbereich keine Einigung tber den dienstplanverantwortlichen Arzt bzw.
die Ausgestaltung der Bereitschaftsdienstplane zustande, tbernimmt die Kassenarzt-
liche Vereinigung Sachsen-Anhalt die verbindliche Einteilung fir ein Jahr. Kommt da-
nach immer noch keine Einigung zustande, geht die Befugnis zur Einteilung dauerhaft
auf die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt tber.

(1a) Die Dienstplanung kann vorsehen, dass die verpflichteten Arzte fiir bestimmte Zeit-
raume vorab Abwesenheitszeiten, zu denen sie keine Einteilung winschen, angeben
konnen. Die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt kann die Hochstdauer der
anzumeldenden Abwesenheitszeiten in einem Zeitraum festlegen. Diese gewtnsch-
ten Zeiten ohne Einteilung werden nur berucksichtigt, soweit der Grundsatz der
Gleichbehandlung und die Sicherstellung des Bereitschaftsdienstes das zulassen.

(2) Der Bereitschaftsdienstplan ist der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt so
zeitig zur Verfiigung zu stellen, dass dieser den Arzten zwei Monate im Voraus be-
kannt gegeben werden kann. Jeder ambulant tatige Arzt ist verpflichtet, in seiner Pra-
xis einen Hinweis anzubringen, der auf die Erreichbarkeit des Bereitschaftsdienstes
Uber die Bereitschaftsdienstrufnummer 116117 und die nachstgelegene Bereit-
schaftspraxis hinweist.

(3) Bleibt in einem Dienstplan ein Dienst unbesetzt oder wird aus nicht vom eingeteilten
Vertragsarzt, MVZ oder privat niedergelassenen Arzt zu vertretenden Grinden frei,
fordert die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt die Verpflichteten des betref-
fenden Dienstbereiches auf, den freien Dienst freiwillig zu besetzen. Erfolgt keine frei-
willige Besetzung, bestimmt die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt unter
Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes, insbesondere der bisherigen Eintei-
lung, einen zum Dienst verpflichteten Vertragsarzt, ein MVZ oder einen privat nieder-
gelassenen Arzt.

8 8 Pflichten des Bereitschaftsdienstarztes

(1) Der zum Bereitschaftsdienst eingeteilte Arzt hat den Bereitschaftsdienst durchzufuh-
ren. Die bestehenden Fahrdienste sind durch die diensthabenden Arzte zu nutzen.

(1a) Der zum Fahrdienst eingeteilte Arzt muss unbeschadet von Satz 4 standig im Be-
reitschaftsdienstbereich erreichbar sein. Dazu teilt er vor jedem Dienst den Abholort
und die mobile telefonische Erreichbarkeit fir die Dienstzeit der Kassenérztlichen Ver-
einigung Sachsen-Anhalt mit. Die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt kann
Zeitpunkt und Form der Mitteilung festlegen. Verfligt der Arzt Gber keinen Wohnort im
organisatorischen Teilbereich, bzw. wenn dieser nicht bestimmt ist, im Bereitschafts-
dienstbereich, kann im Einzelfall die Dienstdurchfiihrung auf Antrag von einem Ort
aulRerhalb des Bereiches durch die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt ge-
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nehmigt werden, wenn dieser Aufenthaltsort nicht mehr als 5 km Wegstrecke aul3er-
halb des Bereiches liegt und dadurch nicht die Sicherstellung des Bereitschaftsdiens-
tes gefahrdet wird. Werden zusétzliche Kosten durch die genehmigte Abholung au-
Berhalb des Bereiches geltend gemacht, sind diese vom Arzt zu tragen. Die beste-
henden Fahrdienste sind durch die diensthabenden Arzte zu nutzen.

(1b) Der Arztim Fahrdienst ist verpflichtet, alle von der Bereitschaftsdiensttelefonzentrale

vermittelten Hilfeersuchen anzunehmen. Dies gilt auch, wenn die Aufenthaltsorte die-
ser Patienten in einem angrenzenden Bereitschaftsdienstbereich oder organisatori-
schem Teilbereich liegen, sofern hierfir von der Bereitschaftsdiensttelefonzentrale
auf Grund der aktuellen Versorgungssituation ein Erfordernis gesehen wird. Die Ent-
scheidung Uber die Notwendigkeit eines Hausbesuches trifft der diensthabende Arzt
im Fahrdienst, soweit es zu einem telefonischen Arzt-Patienten-Kontakt gekommen
ist. Entscheidet der Arzt, dass ein Hausbesuch medizinisch notwendig ist und alter-
native Mallnahmen von ihm getroffen wurden, hat er die Bereitschaftsdiensttelefon-
zentrale hiertber zu informieren.

(1c) Die zum Dienst in der Bereitschaftsdienstpraxis eingeteilten Arzte mussen sich wah-

(@)

rend der gesamten Dienstzeit dienstbereit in der Bereitschaftspraxis aufhalten, soweit
nicht andere Regelungen (Rufbereitschaft) durch die Kassenarztliche Vereinigung
Sachsen-Anhalt getroffen wurden.

Wenn der zum Bereitschaftsdienst verpflichtete Arzt durch Krankheit oder sonstige
wichtige Grinde an der Teilnahme am Bereitschaftsdienst verhindert ist, hat er von
sich aus fir eine ausreichende Vertretung zu sorgen. Er ist weiter verpflichtet, die
Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt, au3erhalb deren Dienstzeiten die Be-
reitschaftsdiensttelefonzentrale, zu benachrichtigen. Tritt ein Arzt einen Bereitschafts-
dienst nicht oder verspatet an, ohne fir eine Vertretung zu sorgen, kbnnen disziplina-
rische MalRnhahmen durch die zustandige Korperschaft eingeleitet werden. Im Falle
der Vertretung durch einen nicht teilnahmepflichtigen Arzt verbleibt die Verantwortung
fur die ordnungsgemalfe Durchfihrung des Bereitschaftsdienstes bei dem urspriing-
lich eingeteilten Arzt. Dieser hat den Vertreter sachgerecht in den Dienstablauf und
die vertragsarztlichen Pflichten und die Nutzung der vorhandenen Einrichtungen (Pra-
xis/Bereitschaftsdienstpraxis, Kommunikationseinrichtungen etc.) einzuweisen.
Gleichfalls hat der anstellende Vertragsarzt oder der Arztliche Leiter eines Medizini-
schen Versorgungszentrums (MVZ) dafiur einzustehen, dass der jeweils von ihm be-
nannte und im Dienstplan eingeteilte Arzt den Bereitschaftsdienst ordnungsgeman
antritt und durchfuhrt. Ist der eingeteilte Arzt an der Durchflihrung des Bereitschafts-
dienstes verhindert, hat der Arztliche Leiter des MVZ fir eine Vertretung zu sorgen.
Erforderlichenfalls muss dieser den Dienst personlich durchfiihren. Entsprechendes
gilt fir einen anstellenden Vertragsarzt. Hat sich ein Vertreter als ungeeignet fur die
Teilnahme am Bereitschaftsdienst erwiesen oder besteht der dringende Verdacht der
Ungeeignetheit, darf dieser Vertreter von dienstverpflichteten Vertragsarzten, MVZ
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oder privatarztlich tatige Arzten nicht mehr mit Vertretungen betraut und eingesetzt
werden.
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(3) Organisatorische Regelungen der Kassenarztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt
nach § 4, die im Benehmen mit dem Kreisstellensprecher getroffen wurden, , sind fur
die zum Bereitschaftsdienst verpflichteten oder sonst teilnehmenden Arzte verbind-
lich.

(4) Ergeben sich aus der Bereitschaftsdiensttatigkeit des Arztes Meinungsverschieden-
heiten, so sind diese unter den beteiligten Arzten zu klaren. Ist dies nicht méglich, so
sind diese Angelegenheiten der fur die Regelung des Bereitschaftsdienstes verant-
wortlichen Stelle vorzulegen.

§ 9 Weiterbehandlung

(1) Behandlungen, die vor Beginn der Bereitschaftsdienstzeit erbeten werden, sind
grundsétzlich von dem gerufenen Arzt selbst auszufiihren. Eine Behandlungsanmel-
dung, die wahrend des Bereitschaftsdienstes eingegangen ist, muss auch nach des-
sen Beendigung noch ausgefuhrt werden, sofern nicht der Hausarzt bzw. der vorbe-
handelnde Arzt gegentber dem diensthabenden Arzt bereit ist, die weitere Behand-
lung zu Ubernehmen. Liegen in einem mit einem Fahrdienst ausgestatteten Bereit-
schaftsdienstbereich nach Ende des jeweiligen Bereitschaftsdienstes noch weitere
Behandlungsanmeldungen vor, kdnnen diese nach vorheriger einvernehmlicher Ab-
sprache mit der Bereitschaftsdiensttelefonzentrale auch vom direkt nachfolgenden
diensthabenden Arzt ibernommen werden. In diesem Fall sind die offenen Behand-
lungsanmeldungen durch den zuletzt diensthabenden Arzt an den danach dienstha-
benden Arzt persénlich zu Ubermitteln.

(2) Der diensthabende Arzt hat dafiir Sorge zu tragen, dass die erhobenen Befunde und
gof. eingeleitete therapeutische Malinahmen dem weiterbehandelnden Arzt zeitnah
mitgeteilt werden. Dazu kann der dafuir vorgesehene Durchschlag des Notfallscheins
dem Patienten ausgehéandigt oder umgehend per Post versandt werden.

(3) Eine Weiterbehandlung von Patienten anderer Arzte, die im Bereitschaftsdienst ver-
sorgt wurden, ist grundsétzlich nicht zulassig.

8 10 Epidemien und besondere Lagen

(1) Bei Epidemien, Katastrophen, Massenanfall von Verletzten/Erkrankten, einer von der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) ausgerufenen Pandemie oder bei sonstigen au-
Rergewdhnlichen Situationen kann von diesen Bestimmungen abgewichen werden.
Die Arztekammer und die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt treffen die fiir
die Dauer der auf3ergewohnlichen Situation geeigneten Mal3nahmen.

(2) Beidrohenden Epidemien oder bei vergleichbaren medizinischen Notsituationen kon-
nen alle Arzte fur diesen Dienst herangezogen werden.
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§ 11 Fortbildung

Der Arzt ist verpflichtet, gem. § 26 Abs. 4 der Berufsordnung der Arztekammer Sachsen-
Anhalt sich auch fur den Bereitschaftsdienstfall fortzubilden.

8§ 12 Kosten des Bereitschaftsdienstes

Zur Kostentragung gelten die gesonderten Regelungen der Kassenéarztlichen Vereinigung
Sachsen-Anhalt.

§ 13 Zusammenarbeit

Die an der Organisation des Bereitschaftsdienstes Beteiligten arbeiten eng mit den Ubri-
gen Organisationen zusammen, die fur die Notfallversorgung bzw. den Rettungsdienst
verantwortlich sind, insbesondere Krankenhauser, Transportorganisationen und Trager
des Rettungsdienstes und dem Arztlichen Leiter Rettungsdienst.

§ 14 Versicherung

Die am Bereitschaftsdienst teilnehmenden Arzte haben selbst fiir ausreichenden Versi-
cherungsschutz (Unfall- und Haftpflichtversicherung) Sorge zu tragen.

§ 15 Erméachtigung

Sofern aus Sicherstellungsgriinden zwingend erforderliche Anderungen dieser Bereit-
schaftsdienstordnung kurzfristig notwendig sind, ist der Vorstand der Kassenérztlichen
Vereinigung Sachsen-Anhalt im Einvernehmen mit dem Vorstand der Arztekammer Sach-
sen-Anhalt berechtigt, befristet bis zur ndchstmaoglichen Vertreterversammlung der Kas-
sendrztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt und der Kammerversammlung der Arztekam-
mer Sachsen-Anhalt entsprechende Regelungen zu treffen.

8 16 Inkrafttreten

Diese Bereitschaftsdienstordnung tritt nach Veroffentlichung durch die Kassenéarztliche
Vereinigung Sachsen-Anhalt mit Wirkung zum 01.10.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die
bisher geltende gemeinsame Notfalldienstordnung aul3er Kraft. Die von der Vertreterver-
sammlung am 28. November 2018 beschlossenen Anderungen der Bereitschaftsdienst-
ordnung treten zum 4. Marz 2019 in Kraft.

D. In-Kraft-Treten

Die Berufsordnung tritt am Ersten des Monats nach ihrer Veréffentlichung im Arzteblatt
Sachsen-Anhalt in Kraft. Gleichzeitig tritt die Berufsordnung mit dem vor dem 08.11.1997
beschlossenen Inhalt auRer Kraft.

Seite 46/46



	Berufsordnung der Ärztekammer Sachsen-Anhalt
	(beschlossen durch die Kammerversammlung am 08.11.1997; genehmigt mit Maßgabe durch das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt am 26.03.1998; zuletzt geändert durch Beschluss der Kammerversammlung am 13.04.2019)
	Fortbildungsordnung der Ärztekammer  Sachsen-Anhalt
	(beschlossen von der Kammerversammlung der Ärztekammer Sachsen- Anhalt am 09.11.2013)
	Richtlinie zur Durchführung der assistierten  Reproduktion
	Gemeinsame Bereitschaftsdienstordnung der Ärztekammer Sachsen-Anhalt und der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen-Anhalt (BDO)

